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Die Steuerfrage.
Erzielte Einigung über den Wehrbeitrag?
Nach einer offiziöſen Meldung (ſiehe weiter unter) iſt in der

Unterkommiſſion der Budgetkommiſſion eine Ueberein-
kunft über die Geſtaltung des ſogenannten Wehrbei-
trags erzielt worden. Die Vermögen ſollen zu dieſer
einmaligen Abgabe nicht von 10000, ſondern erſt von
30 000 Mk. an herangezogen werden, die Einkommen da-
gegen ſchon von 5000 Mark an. Die heutige Kommiſſionsſitzung
wird dieſen Vorſchlag der Unterkommiſſion prüfen, da aber
nach der Meldung die Vereinbarung einſtimmig und mit Zu-
ſtimmung der Regierung erfolgte, ſo wird man in dieſem An
trage die Richtſchnur zu erblicken haben, nach der der Wehr-
beitrag bemeſſen werden wird. Daß eine Verſtändigung über
dieſen Teil der Deckungsvorlagen verhältnismäßig leicht ſein
würde, war vorauszuſehen, obgleich man auch hier die ſogzial
demokratiſchen Anträge wieder beiſeite ſchiebt oder bis zur
Unkenntlichkeit verſtümmelt. Die Sozialdemokratie be-

antragt vor allem, daß die Staffelung der Abgabe ſo
energiſch geſchehe, daß wirklich und endlich einmal die Reichen
und Ganz reichen ausgiebig getroffen werden. Zweitens
aber, daß dieſe Abgabe zu einer wiederkehrenden zu
einer dauernden gemacht werde, wobei die Ueberſchüſſe
wirklichen kulturellen Zwecken nutzbar zu machen ſind. Der
unten im Bericht mitgeteilte Antrag macht nach dieſer Richtung
Vorſchläge.

Größere Schwierigkeiten und Kämpfe werden aber einſetzen
bei der Beratung der weiteren Deckungsvorſchläge. Hier liegt
noch alles im Dunkel, obgleich immer mehr die Fühler nach
einer allgemeinen Erbſchaftſteuer ausgeſtreckt werden.
Sogar die Regierung läßt indirekt ihre Bereitwilligkeit durch
die Schweinburgſche Korreſpondenz (Berl. Polit. Nachrichten)
erklären. Da heißt es z. B.:

Der nunmehr allein verbleibende Wen, den Beſitzſteuer-
Reſolutionen vom vorigen Jahre gerecht zu werden, liegt
klar vor Augen. Die Mehrheit des Keichstags
braucht bloß die Grbanfablſteuer von 1909
wieder aufzunehmen, um alsbald zu einem poſitiven
Ergebnis über die Deckungsfragen zu gelangen. Wird die
Vorlage noch dahin verbefſſert, daß die Erbteile von Witwen
und Waiſen, deren Lage durch den Erbfall nicht verbeſſert
wird, ſteuerfrei bleiben, und daß für diejenigen, deren wirt-
ſchaftliche Lage nach dem Betrage des Erbfalls ſich verbeſſert,
eine Ermäßigung der Erbſchaftsſteuer eintritt, ſo wird es
auch denjenigen Parteien, welche grundſätzlich der
Einführung der Beſteuerung des Kindeserbes widerſtreben,
äußerßk ſchwer fallen, dieſen ihren Widerſpruch bis
zu den außerſten Konſequenzen durchzuführen.

Dieſe Winke ſollen den Konſervativen und dem Zentrum
nahe legen, daß ſie lieber klug einlenken, ſonſt gäbe es ſchließ-
lich eine noch viel mehr gefürchtete allgemeine Vermögen- oder
Einkommenſteuer. Daß dieſe Arbeit ſchon zur Hälfte gelungen
iſt, beweiſt die konſervative Preſſe. Mehrfach erklärt ſie ſich
für eine Erbſchaftſteuer wenn „Kautelen für den ländlichen
Beſitz geſchaffen werden. Man ſolle jetzt zachgeben, wodurch
man ſich die Geſtaltung der Steuer im Einzelnen ſichere, wäh-
rend ſonſt „das Unglück“ ohne Milderung hereinbreche. Die
Blauſchwarzen beginnen überhaupt zahmer zu werden und
eine Verſtändigung der Linksparteien zu fürchten. Die
Frankfurter Zeitung ſagt darüber:

„Schließlich wird alles vom Zuſammenhalten der Linken ab-
hängen. Es iſt gewiß nützlich, daß die Nationalliberalen mit
dem Zentrum verhandeln. Aber ſie werden ſich dabei wohl
auch bewußt ſein, daß ſie lei ſolchen Verhandlungen nicht nur
auf ſich ſelbſt, ſondern zugleich auf die Volkspartei und die
Sozialdemokratie Rückſicht zu nehmen haben. Die So-
zialdemokraten haben eben wieder durch ihre Abſtimmung vom
Mittwoch gezeigt, daß ſie bereit ſind, in der Finanzfrage mit
der übrigen Linken taktiſch gemeinſam zu operieren. Sie haben
daher Anſpruch darauf, innerhalb der Linken entſprechend zur
Geltung zu kommen. Sachlich beſtehen für ein Zuſam-
mengehen der drei Parteien ja auch gar keine beſonderen
Schwierigkeiten, denn das Programm der Linken in dieſer
Sache iſt klar: die Linke muß alle finanzpolitiſchen Pfuſche-
reien unbedingt ablehnen. Jhre Forderungen ſind: Reichsver-
mögenſteuer und allgemeine Erbſchaftſteuer.“

Ob die Liberalen im Reichstage dieſe Winke in praktiſche
Anträge umſetzen werden, iſt noch nicht vorauszuſehen. Daß
ſie ſich freilich durch das energiſche Drängen der Sozialdemo-
kratie zu einer vielleicht doch erwähnenswerten Belaſtung der
Beſitzenden verſtehen müſſen, dafür wird unſere Fraktion
jorgen.

Die Beratungen der Budgetkommiſſion.
Die Beratung der neuen, mit der Militärvorlage zuſammen-

hängenden Steuergeſetze wurde am Donnerstag von der Kom
miſſion in Angriff genommen. Zunächſt der Wehrbeitrag.
Die Regierungsvorlage fordert bekanntlich eine einmalige Ab-
gabe von 0,5 vom Hundert. Bei Perſonen, die ein Einkommen
von über 50 000 M. haben, ſind ohne Rückſicht auf die Höhe
des Vermögens 2 vom Hundert zu erheben. Das Zentrum be-
antragt eine Abgabe vom Vermögen, die bei 50 000 Marf
0,25 v. H. beträgt; ſie ſtaffelt ſich bis zu 1 Prozent bei 5 000 000
Mark. Vom Einkommen ſollen bei 7500 Mk. 1,0 v. H. er-
hoben werden, bei 300 000 Mk. 10,4 v. H.

Die Nationalliberalen fordern eine Vermögensab-
gabe beginnend bei 30000 Mk. mit 60 Mk. und entſprechende
Staffelung. Einkommen ſollen von 20000 Mark an herange-
zogen werden.

Schatzſekretär Kühn gab die Erklärung ab, daß die Regie
rung an die Wiederholung einer einmaligen Abgabe nicht denke,
wie ſie auch nur nach langer und ernſter Prüfung dem Wehr-
beitrage zugeſtimmt habe. Von einer Vermögenskonfiskation
könne natürlich keine Rede ſein. Er bitte darum, von der Re-
gierungsvorlage ſich nicht weit zu entfernen.

Die Sozialdemokraten beanitragen die Abgal z wie
folgt zu geſtalten:

a) von Vermögen von:
30 000 50000 Mk. 0,1 v. H.
50001 109000 902100 001 200000 033200 001 300 000 0,4 n
300001 400000 90,5400 001 600 000 u 0,75 n
600 001 1000 000 e 1,01000 001 2000 000

2 000 001 5 000 000 28
5000001 10009000 40über 10000 000 5,0

b) den Satz 2 wie folg zu laſſen:
Bei den im 8 11, S 11a und S 12 genannten Beitragspflich-

tigen die ein 6Gan kommen von mindeſtens 900 Mark
haben, muß der Beitrag ohne Rückſich auf Vorbandenſein und
Höhe des Vermögens mindeſtens ber ig ver LSintommen von

10 000 50.000 Mt. 2,0 v. H.50 000 100 000 J 2,5100 000 250000 3,0250 000 500 000 3500 000 1 000 000 40über 1000000 5des Einkommens.
c) als beſonderen Abſatz einzufügen: Perſonen mit Ver-

mögen bis zu fünfgzigtauſend Mart, deren Jahreseinkommen
R thruhend Mar. nicht überſteigt, ſind vom Wehrbeitrag be-

reit.
Genoſſe David betonte, der Wehrbeitrag werde von den

Sozialdemokraten begrüßt, wei! dadurch zum erſten Male mit
dem Prinzip der Anleihen für militäriſche Ausgaben gebrochen
wird. Jm Gegenſatz zum Schatzſekretär ſei die Sozialdemo-
kratie der Meinung, daß eine ſolche einmalige Abgabe ſich
wiederholen müßte, ſobald für unproduüktive Zwecke
Gelder gefordert werden. Der Wehrbeitrag iſt auch ein wert-
voller Schritt zur Vereinheitlichung des Steuerweſens im
Reiche. Der heutige Zuſtand in bezug auf die Steuererhebung
ſowohl im Reiche wie in den Bundesſtaaten und in den Ge-
meinden iſt unhaltbar. Reichsvermögen-, Einkommen- und
entſprechend ausgebaute Erbſchaftſteuer ſind auf dem Marſche.
Das geſunde Prinzip der Progreſſion iſt bereits wenn auch
mit großen Abweichungen, in den vorliegenden Anträgen der
Parteien enthalten, die David einer Erorterung unterzieht,
wobei er den Nachweis liefert, daß die Regierungsvorſchläge
völlig unzulänglich ſind, ebenſo auch nach vorläufiger Beurtei-
lung die bürgerlichen Anträge. Unannehmbar iſt die Beſtim
mung im 8 31 des Geſetzes, der es den Bundesſtaaten
überläßt, die Veranlagung zum Wehrbeitrag vorzunehmen.
Das würde zu den größten Ungerechtigkeiten führen; man
brauche nur an die Vraktiken der preußiſchen Agrarier bei der
Veranlagung zu erinnern. Das Reich muß allgemein gültige
Beſtimmungen erlaſſen. Die Sozialdemokraten ſeien bereit,
ihre Anträge zugunſten beſſerer zu ändern.

Abg. Erzberger kritiſierte die Regierungs-Vorlage, die
die großen Vermögen geradezu unglaublich ſchonen wolle. Das
verſtehen die Volksmaſſen nicht. Jn die Finanzhoheit der
Bundesſtaaten würde ſowieſo eingegriffen, alſo könne man bei
den großen Vermögen weit kräftiger zufaſſen. Die unterſte
abgabenpflichtige Vermögensgrenze müſſe von 10 000 auf 50 000
heraufgeſetzt, die unterſte ſteuerpflichtige Einkommensgrenze
aber weſentlich herabgeſetzt werden. Es müſſe auch verſucht
werden die mittleren Beamten und verabſchiedeten Offiziere,
die immer mit Hurra für Militärvorlagen eintreten, zum
Wehrbeitrage heranzuziehen. Unter allen Umſtänden müſſe
der Wehrbeitrag eine Summe von einer Milliarde bringen;
eher mehr, auf keinen Fall aber weniger. Das Zentrum lege
entſcheidenden Wert darauf, daß Vermögen unter 50 000 Mark
von der Steuer befreit bleiben, dafür aber niedrigere Ein-
kommen herangezogen werden, als der Entwurf vorſieht.

Abg. Fiſchbeck erklärte, die Volksparteiler treten für den
Wehrbeitrag ein, aber begeiſtert ſeien ſie nicht davon. Es
müſſen aber Kautelen geſchaffen werden, damit die Steuer-
drückeberger auch gefaßt werden können. Sollte der Wehr-
beitrag Ueberſchüſſe bringen, werde der Reichstag über ihre
Verwendung zu beſchließen haben. Jnfolge der hohen Belaſtung
mit indirekten Steuern müſſen Beſitzſteuern geſchaffen werden.
Es iſt gleichzeitig notwendig, daß die Regierung Material über
die Belaſtung durch die Zölle, vornehmlich durch die Getreide
zölle, vorlegt

Schatzſekretär Kirhn glaubte, daß der Steuerertrag aus dem
Einkommen viel niedriger ſein werde, als allgemein geglaubt
wird. Redner gab einige Zahlen bekannt, welche Summen bei
Annahme der einzelnen Anträge einkommen würden, z. B. beim
Zentrumsantrag 725 Millionen aus dem Vermögen, 74 Millio-
nen von den Aktiengeſellſchaften und 20 Millionen aus dem
Einkommen. Alſo der Zentrumsantrag wie auch die Anträge
der anderen bürgerlichen Parteien würden zu wenig ein-
bringen Die Wirkung des ſozialdemokratiſchen Antrages, die
noch nicht berechnet ſei, werde aber ſicherlich die ſein, daß er
eine weit höhere Summe bringen würde. Abg.
Behrens forderte, daß etwaige Ueberſchüſſe aus dem Wehr-
beitrage bis 1920 für die Veteranen und dann für die Wobh-
nungsfürſorge verwendet werden ſollen Graf Weſtarp
ſchlug vor, daß eine Subkommiſſion gemeinſam mit der Re
gierung Ertragsberechnungen anſtellt.

Genoſſe Südekum betonte, mindeſtens 1000 Millionen
müſſen herausgeholt werden. Jn den vorgetragenen Ertrags-
oerechnungen ſeien die Erträge aus den fürſtlichen Vermöger

nicht mit einbegriffen. Mit dem Entwurfe ſeien die Regie
rungen, wenn auch noch unvollkommen, endlich den Anregungen
gefolgt, die die Sozialdemokratie ſeit vielen Jahren gegeben
hat. Das feſtzuſtellen iſt von Wichtigkeit. Der nationalliberale
Vorſchlag ſei unannehmbar, ſchon weil er die Leiſtungsfähigen
in geringerem Maße als die Schwächeren treffen würde. Wenn
zegen den ſozialdemokratiſchen Vorſchlag eingewendet wird, daß
er zu hohe Anforderungen ſtelle, müſſe geſagt werden: die
Reichen ſollen empfindlich getroffen werden.
Südekum legte auch dar, welche Maßregeln ergriffen werden
können, um der Abwanderung von Beſitzern großer Vermögen
vorzu beugen. Das Grundvermögen kann übrigens nicht in das
Ausland gebracht werden. Genoſſe Südekum wandte ſich gegen
einen am Mittwoch abend im Berliner Tageblatt erſchienenen
Artikel, der ihm und der Partei einen Wechſel in der Haltung
zur Militärvorlage nachſagt. Unter dem heutigen Syſtem und
der gegenwärtigen Regierung eine Militärvorlage zu
bewilligen, ſei für je den Sozialdemokraten ebenſo undisku-
tierbar wie unmöglich. Die Sozialdemokraten be-
antragen für den Fall, daß mehr als 1000 Millionen aus dem
Wehrbeitrage zu erzielen ſind, folgende Verwendung des
Ueberſchuſſes:

a) bis zur Höhe von 100 Millionen Mark einem Fonds für
Veteranenfürſorge;

b) der weitere Ueberſchuß bis zu 100 Millionen Mark für
Säuglings- und Mutterſchaftsfürſorge;

c) der weitere Ueberſchuß bis zu 100 Millionen Mark für
Förderung der Volksgeſundheit (Erforſchung
und Bekämpfung der Tuberkuloſe, Krebskrankheit uſw.;

d) der weiterer Ueberſchuß bis zu 100 Millionen Mark für
r des gemeinnützigen Wohnungs-
auese) ein weiterer Ueberſchuß der Erforſchung und Bekämpfung

von Tier- und Pflanzenkrankheiten.
Abg. Erzberger betonte gegen die Berechnungen der Re

gierung, daß die Abgabe von den Aktiengeſellſchaften eine weit
öhere Summe bringen muß, beſonders wenn die im Beſitze

von Ausländern befindlichen Aktienvermögen gebührend heran
gezogen werden ebenſo werden aus dem Einkommen viel
höhere Beträge zu erzielen ſein. Auch der Abg. Gothein
glaubte, daß die die finanzielle Wirkung ſtark unter
ſchätze, zumal der Deklarationszwang beſteht. Die von den
Sozialdemokraten vorgeſchlagene Progreſſion lehnen die
Volksparteiler ab. Nach längerer Geſchäftsordnungs-
debatte wurde beſchloſſen, daß nachmittags eine Subkommiſſion
mit dem Schatzſekretär die vorliegenden Anträge durchſprechen
ſoll.

e

Die vorläufigen Beſchlüſſe.
Wolffs Bureau meldet uns: Die Beſprechung, die, ent

ſprechend dem Beſchluß der Budgetkommiſſion, je zwei Mit
glieder der Parteien mit dem Reichsſchatzſekretär Kühn am
Donnerstag nachmittag über den Wehrbeitrag hatten, dauerte
drei Stunden. Darin wurde eine Einigung erzielt, die im
großen und ganzen auf folgender Grundlage beruht: Das
Einkommen wird kapitaliſiert, und zwar werden Einkommen
von 5000 bis 50 000 Mk. dem zehnfachen Vermögen, Einkommen
von 50 000 bis 100000 Mk. dem 12 fachen Vermögen, Ein-
kommen über 100 000 Mk. dem 15fachen Vermögen gleichgeſtellt.

Vom Einkommen werden fünf Prozent als Vermögenszins
abgezogen. Einſtimmig angenommen wurde die Heran-
ziehung der Einkommen von 5000 Mk. an aufwärts. Vermögen

unter 50000 Mk. ſollen frei bleiben, jedoch mit der Ein
ſchränkung, daß Vermögen von 30 000 bis 50 000 Mk. desjenigen

ſteuerpflichtig ſind, der gleichzeitig ein Einkommen von
26000 Mk. und mehr hat. Die Steuerſätze werden durch
geſtaffelt werden, doch ſind die Sätze der Höhe nach noch nicht
feſtgelegt.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Saale), den 30. Mai 1913.

Die preußiſche Polizeiallmacht.
Reichstagsbrief. C. B. Die Haltung der liberalen

Parteien des Reichstags beim Staatsangehörigkeits-
geſetz verdient im Lande wohl beachtet zu werden. Man
kann es als einen politiſchen Skandal bezeichnen, wie ſich nicht
nur die Nationalliberalen, ſondern auch die Herren Fort-
ſchrittler bei dieſem Geſetz völlig ihrer Selbſtändigkeit ent
äußert und in das Schlepptau der Reaktion begeben haben. Alle
Anträge unſerer Genoſſen, die den preußiſchen Polizeicharakter
dieſes Reichsgeſetzes mildern wollten, wurden glatt abgelehnt
und ſtets befanden ſich in der Mehrheit auch die Liberalen.
Vom Zentrum iſt jetzt, in der Zeit des gemeinſamen ſchwarz-
blauen Vorſtoßes bei der Deckungsvorlage, die Bundesbrüder-
ſchaft mit den Konſervativen und der Regierung weniger ver-
wunderlich, immerhin gehört doch etwas dazu, im Plerum
ſozialdemokratiſche Anträge abzulehnen, die man in der Kom
miſſion ſelbſt geſtellt hat! Das iſt der Fall bei dem Antrag
unſerer Genoſſen, den S 7a des Staatsangehörigkeitsgeſetzes
wenigſtens dahin zu ändern, daß gegen die Einbürgerung eines
Ausländers in einen Bundesſtagat nicht jeder beliebige andere
Bundesſtaat, ſondern nur der Einſpruch erheben dürfe, in dem
der Antragſteller gewohnt hat. Alle Argumente unſerer
Redner, der Genoſſen Landsberg, Bernſtein, Dr.
Quarck und Molkenbuhr, die ſich auf die Steigerung
der Verkehrsbeziehungen zwiſchen den Staaten und auf die
wachſend Zahl der Erwerbstätigen einwandfrei lebenden

h u e en



Ausländer in allen Reichen verwieſen, prallten von der reak-
tionären Mehrheit wirkungslos ab. Es bleibt dabei, daß die
preußiſche Polizeipraxis bei der Behandlung von Naturali-
ſationsgeſuchen durch Beſchluß der „Volksvertretung“ auf das
ganze Reich ausgedehnt wird. Ein merkwürdiges Argument
warf der Zentrumsarbeiter Becker für dieſe Beſtimmungen
in die Wagſchale: daß der Jmport ausländiſcher Lohndrücker
gefördert würde, wenn ſie deutſche Reichsbürger werden könn-
ten. Treffend erwiderte Landsberg, daß doch gerade die
Rechtloſigkeit der ausländiſchen Arbeiter, die das Koalitions
recht nicht ausüben und ſich bei Strafe der Landesverweiſung
nicht beim Unternehmer mißliebig machen dürfen, ſie zu Lohn-
drückern herabwürdige, während ſie natürlich als deutſche
Bürger ohne Furcht vor der Ausweiſung in einer Reihe mit
ihren Brüdern marſchieren könnten. Auch dieſe Haltung eines
„chriſtlichen Arbeitervertreters“ verdient, nicht vergeſſen zu
werden. Der Däne Hansſen bemühte ſich vergeblich, die
Rechtloſigkeit der Staatenloſen in Nord-Schleswig, die in ſo
grauſamer Weiſe verfolgt werden, durch eine Geſetzesbeſtim-
mung zu beſeitigen; immerhin erklärte die Reſierung, daß
darüber diplomatiſche Verhandlungen ſchweben. Den warm-
herzigen Ausführungen Hansſens ſchloß ſich Genoſſe Bern-
ſt ein an, der die Erfüllung der Hansſenſchen Forderung als
eine Ehrenpflicht ertlärte.

Sehr hübſch war auch, daß der Miniſterialdirektor Lewald
vom Reichsamt des Jnnern ſich auf die Segnungen der deut-
ſchen Geſetze berief, die den Ausländern in gleichem Maße zu-
teil werden. Molkenbuhr erwiderte, daß das für den Arbeiter
wichtigſte Geſetz, die Kvalitionsfreiheit ſelbſt auch nur in
ihrer preußiſchdeutſchen Form, mit dem Galgen des Aus-

h Gewerbeordnung daneben fürnahmeparagraphen 153 der
den Ausländer Kraft geſetzt iſt. Und wenn die aus-

und ihre geraden
außer

ländiſchen Arbeiter, die ihre Geſundheit
Glieder im Dienſte des deutſchen Kapitals opfern und dafür
eine knappe, allzu knappe Rente bekommen, ſo iſt das doch kein
Geſchenk, denn ſie müſſen ihre Beiträge dafür genau ſo leiſten,
wie der inländiſche Arbeiter!

Freitag Fortſetzung, nachher Jnterpellation über die Knebe-
lung Slſaß-Lothringens.

Sturm im württembergiſchen Landtägle.
Jn der württembergiſchen zweiten Kammer kam es am

Donnerstag aus Anlaß eines brutalen Ueberrumpelungsver-
ſuchs des Zentrums zu ſtürmiſchen Szenen und zu einer künſt-
lich herbeigeführten Beſchlußunfähigkeit. Bereits drei Tage
dauert die Generaldebatte über den Etat des Jnnern. Heftige
Angriffe parteipolitiſcher Art wogten hin und her. Nur neben-
bei wurde die alte Streitfrage der Aufhebung der vier Kreis-
regierungen geſtreift. Die Mehrzahl der früheren Kammer
hatte ſich in Uebereinſtimmung mit einer Regierungsdenkſchrift
für Abſchaffung der Kreisregierungen erklärt. Das Zentrum
ſuchte dieſe Vereinfachung der Staatsverwaltung lediglich aus
dem Grunde zu vereiteln, weil die katholiſche Stadt Ellwangen
der Sitz einer Kreisregierung iſt. Nachdem alles vorbereitet,

auch einige Doppelmandatare telegraphiſch aus dem Reichstag
herbeigeholt waren, trat das Zentrum mit einem raffiniert
formulierten Antrag hervor. Jn dem Moment, in der der
Volksparteiler Haußmann zu dieſem Antrag ſprechen und
Ueberweiſung an einen Ausſchuß beantragen wollte, ſetzten
Zentrum und Bauernbund mit Hilfe einiger Nationalliberaler
den Schluß der Debatte durch. Eine heftige Geſchäftsord-
nungsdebatte, in der das gewalttätige Vorgehen der Rechten
gekennzeichnet wurde, war die Folge. Genoſſe Keil verlangte
Verſchiebung der Abſtimmung über den Zentrumsantrag bis
Freitag. Auch das wurde von der geſamten Rechten mit einer
Stimme Mehrheit abgelehnt, obgleich im neuen Landtag mit
Rückſicht auf die unſicheren Mehrheits verhältniſſe die Verein-
barung getroffen und bisher durchgeführt wurde, wichtige Ab-
ſtimmungen jeweils auf den Beginn der folgenden Sitzung zu
vertagen. Als nunmehr über den Zentrumsantrag namentlich
abgeſtimmt werden ſollte, verließen die Sozialdemokraten und
Volksparteiler bis auf die zur Kontrolle zurückgebliebenen
Abgg. Haußmann und Keil geſchloſſen den Saal. Damit war
die Beſchlußunfähigkeit herbeigeführt. Die Sitzung mußte ab-
gebrochen werden. Am Beginn der nach einer Viertelſtunde

folgenden nächſten Sitzung ſah ſich der Präſident veranlaßt,
nun ſelbſt die Verſchiebung der Abſtimmung bis Freitag vor-
zuſchlagen, und die geſamte Rechte mußte nun zuſtimmen,
nachdem noch einmal eine ſtürmiſche Geſchäftsordnungsdebatte
ſtattgefunden hatte. Jetzt erſchienen die Mitglieder der ſozial-
demokratiſchen und volksparteilichen Fraktion wieder im Saal.
Der Verlauf der Sitzung offenbart mit aller Deutlichkeit
die brutale Gewalttätigkeit der ſchwarz-blauen Parteien. Bei
der am Freitag ſtattfindenden Abſtimmung wird die Rechte die
Mehrheit erlangen, da auch einige Nationalliberale für die
Erhaltung der Kreisregierungen ſtimmen werden. Dieſe Herr-
ſchaften ſind allüberall nationalmiſerabel.

Zur Stichwahltaktik.

Die Fortſchrittler werden jetzt von rechts und von
links hart bedroht. Das iſt freilich ihr ſelbſtgewolltes Schickſal
als „Mittelpartei“ und als ewig nur Halbentſchiedene. Die
Sozialdemokratie wird in Konſequenz der Beſchlüſſe ihres
preußiſchen Parteitages die Fortſchrittler in einer ganzen
Reihe von Landtagswahlkreiſen rückſichtslos durchfallen laſſen,
wenn ſie ſich nicht zu Gegenleiſtungen verſtehen. Tun
ſie das aber, dann knien ihnen die Konſervativen auf die Bruſt
und quetſchen ihnen den Atem aus. Der Fortſchritt ſei ſchon
ſeit dem Reichstagſtichwahlabkommen mit der Sozialdemo-
kratie „nicht mehr national zuverläſſig“, ſo lautet die konſer-
vative Erziehungsformel, unterſtütze er jetzt nochmals die „Um-
ſturzpartei“, ſo ſei er endgültig genau ſo als „Feind der Ord-
nung und der bürgerlichen Geſellſchaft“' zu bewerten und zu
behandeln wie die Sozialdemokratie. Um aber das „Aergſte“
zu vermeiden, verfuchen die Konſervativen noch eine kleine Ge-
duldsprobe im Wahlkreiſe Ober- und Niederbarnim.
Dort verfügen die Sozialdemokraten mit 1079 Wahlmännern
faſt über die abſolute Mehrheit. Die Entſcheidung liegt bei
den an dritter Stelle ſtehenden Fortſchrittlern. Die konſer-
vative Parteileitung bot den Fortſchrittlern ein Wahl-
abtommen an, nach dem 2 Konſervative und 1 Fortſchrittler
gewählt werden ſollten. Die Fortſchrittler lehnten das ab.
Nun ſchacherten die Konſervativen weiter; ſie geſtanden den
Fortſchrittlern zwei Kandidaten zu und begnügten ſich ſelber

Bis heute, Freitag, haben ſich die Fortſchrittler
zu entſcheiden, ſonſt Das Verhalten der Fortſchrittler zu
beobachten, wird ſehr luſtig ſein. Vielleicht ſuchen ſie wieder
den berüchtigten „go'denen Mittelweg“, der hier ebenfalls ge-
funden werden kann, ohne es mit rechts und mit links direkt
zu verderben. Nach der Wahl wird hierüber manch Jnter-
eſſantes zu ſagen ſein.

t

mit cincin.

Die Hoffnung der Prozentpatrioten.
Während die neuen Rüſtungsvorlagen dem Volke erhöhten

Steuerdruck in Ausſicht ſtellen, leben die an der Mordkultur
Jntereſſierten großen Erwartungen. Das tolle, verhetzende,
volksplündernde Rüſten wirft ihnen erhöhte Gewinne in den
Schoß! Daß für ſie Hochkonjunktur ſei, kam auch auf der
letzten Generalverſammlung der Vereinigten KölnRottweiler
Pulverfabriken zum Ausdruck; nach Genehmigung einer von
18 auf 20 Prozent erhöhten Dividende ergötzte fich die
Verſammlung an dem von der Verwaltung entrollten Zu
kunftsbild. Jn allen Abteilungen herrſche gute Beſchäftigung.
Nachdem nun 20 Prozent Dividende verteilt worden ſeien,
müſſe die Geſellſchaft, die ſeit Beſtehen niemals die Erhöhung
des Aktienkapitals, die Begebung einer Anleihe oder die Auf-
nahme einer Bankſchuld nötig gehabt habe, bemüht ſein, ſich
ſowohl in geldlicher als auch in techniſcher Beziehung auf der
Höhe zu halten. Daher würden in Zukunft große Aufwen-
dungen nötig ſein, die man aber aus Abſchreibungen und
Rückſtellungen aus guten Jahren werde decken können. 20
Prozent Dividende, dazu Erweiterungen der Betriebsanlagen
und des Geſchäftskreiſes aus Abſchreibungen und Rück-
ſtellungen! Jedes dabei beteiligte Kapitaliſtenherz muß doch
vor Freude hüpfen im Leibe! Alle dieſe weit ausſchweifen-
den Hoffnungen würden noch übertroffen werden, käme es zu
einem großen Kriege. Erklärlich daher, daß in manchen Kreiſen
unter dem Deckmantel des Patriotismus ſyſtematiſch gehetzt
wird. Jeder Schuß, der losgeht, ſteigert die Gewinnausſichten!

Deutſches Reich.
Ein ruſſiſcher Gewaltſtreich vor dem Forum des Reichs

tages. Der Abg. Dr. Liebknecht hat im Reichstage folgende
Anfrage eingebracht: „Jſt dem Herrn Reichskanzler bekannt,
daß vor einigen Tagen der Bergmann Jganaz Jakobik aus
Myslowitz, ein deutſcher Staatsangehöriger, in dem ruſſiſchen
Grenzort Nifka von den ruſſiſchen Behörden verhaftet und
wegen der von ihm für den oberſchleſiſchen Bergarbeiterſtreik
betriebenen Agitation in adminiſtrativem Wege angeblich
zu lebenslänglicher Zwangsarbeit verurteilt worden iſt?
Was hat der Herr Reichskanzler bisher zum Schutze dieſes
deutſchen Staatsangehörigen dagegen getan Was gedenkt der
Herr Reichskanzler in dieſer Angelegenheit weiter zu tun
Die Anfrage dürfte heute, Freitag, bei Beginn der Sitzung
beantwortet werden.

Tagung des Klaſſenhauſes zu höfiſchen Huldigungszwecken.
Eine Korreſpondenz meldet: „Der neugewählte preußiſche
Landtag, der zum 12. Juni einberufen werden wird, wird vor-
ausſichtlich nur drei Tage zuſammenbleiben. Am 12. Juni
werden ſich beide Häuſer des Landtags konſtituieren, am
13. Juni finden in beiden Häuſern die Präſidentenwahlen
ſtatt, wobei vorausſichtlich die alten Präſidenten wiedergewählt
werden dürften, am 14. Juni werden in beiden Häuſern des
Landtags anläßlich des Regierungsjubiläums des Königs Feſt-
ſitzungen ſtattfinden. Die Präſidenten des Landtags und
gleichsfalls des Reichstags werden am 16. Juni vormittags im
Berliner Schloß vom Kaiſer empfangen werden. Die Ver-
tagung des Landtags auf den Winter wird erſt nach den Jubi-
läumsfeſtlichkeiten ausgeſprochen werden. Legislative Arbeit
wird der Landtag in der kurzen Juni-Tagung nicht leiſten.“

Die Arbeitsloſen rufen nach Arbeit und Brot! Jm Bres-
lauer Gewerkſchaftshauſe fand am Donnerstag nachmittag
eine Arbeitsloſenverſammlung ſtatt, an der mehr als 2000
Perſonen teilnahmen. Nach der Verſammlung ſtrömten
die Arbeitsloſen nach dem Ringe, wo im Rathauſe die Stadt-
verordnetenverſammlung tagte. Die Polizei ſchritt ein, die
verfügbaren Kräfte aus der ganzen Stadt wurden zuſammen-
gezogen, Poliziſten zu Fuß und zu Pferde drangen in die Ar-
beitsloſen ein und zerſtreuten ſie. Hierauf wurde der Ring
und das Rathaus von einem ſtarken Polizeiaufgebot ſtunden-
lang beſetzt gehalten. Mehrere Verhaftungen wurden vor-
genommen.

Orden für Wohltäter in Sicht! Da keiner der bisherigen
Verſuche, den alten Kriegsteilnehmern zu einer ausreichenden
Unterſtützung zu verhelfen, zum Ziel geführt hat, iſt der
Reichsverband zur Unterſtützung deutſcher Veteranen auf den
„guten“ Gedanken gekommen, die liebe Eitelkeit in den Dienſt
des Bettelſacks zu ſtellen. Er lockt in einem Rundſchreiben:

Auch der Reichsverband veranſtaltet im Hinblick auf das
Regierungsjubiläum Seiner Majeſtät eine allgemeine
Sammlung zur Unterſtützung ehemaliger bedürftiger
Krieger. Da nun die Abſicht beſteht, Seiner Majeſtät über
das Reſultat dieſer Sammlung und die Namen
der Spender einen offiziellen Bericht zu erſtatten, ſo
hofft der Reichsverband zuverfichtlich, daß er durch die Opfer-
willigkeit aller Kreiſe des deutſchen Volkes in der Lage iſt,
Seiner Majeſtät mitteilen zu können, eineSumme zuſtande gekommen iſt, die den hohen Zielen des
Reichsverbandes würdig erſcheint. Wir hoffen daher, daß
auch Sie für die „Kaiſerjubiläumsſtiftung für bedürftige
Veteranen“ einen einmaligen Beitrag zeichnen werden. Das
Präſidium

Nachdem Patriotismus und Dankbarkeit den Veteranen
keine Hilfe bringen konnte, geben die Millionäre aus Eitelkeit
und Ordensſucht ein Scherflein.

Frankreich.
Um die dreijährige Dienſtzeit. Die Regierung hat zwei

„Siege“ davongetragen. Dieſe in Wirklichkeit nichtsſagenden
Erfolge, die wie die definitive Annahme der dreijährigen
Dienſtzeit ausſehen, dankt die Regierung, wie man uns aus
Paris ſchreibt, ihren radikalen Widerſachern. Durch die
tölpelhafte Taktik der Radikalen iſt die Situation ſo verwirrt
worden, daß wir ſie zunächſt klarſtellen müſſen.

F 33 des Militärgeſetzes gibt der Regierung das Recht, in
außerordentlichen Fällen die zu entlaſſende Jahresklaſſe auf
unbeſtimmte Zeit unter der Fahne zu behalten. Der Zuſtim
mung des Parlaments bedarf es nicht. Die Regierung hat das
nur durch Dekret mitzuteilen. Nun iſt ein großer Teil der

(Nachdr.
verb.Der Eindringling.

Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Alle lauſchten den Worten des Doktors der mit leiſer Jronie
die grobſ igen Gaſtereien der Minenunternehmer mit
ihren Strömen Champagner beſchrieb. Auf ihren neuen und
eleganten Villas waren jene neugebackenen Protzen nicht weni-
ger originell. Sie zogen mit ihren Frauen in die Stadt. Nur
in dem Beſtreben, ihren Reichtum zu bekunden und den Nach-
bar zu überſtrahlen, kauften ſie die abenteuerlichſten Gegen-
ſtände, die man ſich vorſtellen konnte, ſeltſam geſtaltete, kom-
plizierte Möbel, die ſonſt in Bilbao niemand gekauft hätte, und
die ihre Beſitzer nicht abzuſtäuben wagten, aus Furcht, ſie zu
beſchädigen. Jedesmal, wenn der Doktor nach einem Beſuch ſich
die Hände waſchen wollte, ſtaunte er über die buntſcheckigen
Handtücher und die allerhand Tierformen darſtellenden Seifen-
kugeln, die für afritaniſche Häuptlinge fabriziert zu ſein

ſchienen. Die Leute fühlten ſich gewöhnlich durch das Er-
ſtaunen Areſtis, das ſie für ſtille Bewunderung hielten, ge-
ſchmeichelt. Es gab deren, die als Andenken an ihre Ver-
gangenheit unter ihrem Bettgeſtell einen Weinſchlauch wie
einen koſtbaren Schatz aufbewahrten, denn in ihm gipfelten
einſt in ſchlechteren Zeiten alle ihre Sehnſuchten. „Probieren
Sie den, Doktor, es iſt der köſtlichſte Wein, den die Rioja her-
vorbringt, er koſtet ſo und ſoviel Duros (ſpaniſche Silbermünze
gleich 4 Mark) die Arroba (ſpaniſches Flüſſigkeitsmaß gleich
1114 Liter). Andere bedeckten ſich Hände und Bruſt mit Bril-
lanten, die ſie jedoch mit ſcheuer Ehrfurcht behandelten, als
ſeien es zarte, zerbrechliche Dinger, die bei der leiſeſten Berüh-
rung in nichts zerrinnen könnten. Sie wagten nicht, ſich den
Kopf zu kratzen, weil ſie glaubten, daß das Haar die Edelſteine
ritzt und ihren Glanz vermindert.

Und in ihrem einförmigen Leben, zuſammengeſetzt aus be-
ſtändigen Gewinnen und gemeinen Vergnügungen, Jagdpar-
tien, Freſſereien und Wetten, fanden ſie eine neue Betätigung
ihrer Protzenhaftigkeit in der Erziehung ihrer Kinder. Dieſe
wurden ins Ausland geſchickt in der Hoffnung, daß ſie einſt
den Söhnen der Stadtherren ein Paroli bieten würden. Die
Väter wollten aus ihren Söhnen Jngenieure machen, wie die
Engländer, die ins Land kamzn, um die Bergwerke auszu-
beuten die Mütter wollten ſie elegant, zierlich und ſchmächtig
wie die jungen Herren, die auf der Steige des Boulevard del
Arenal auf und ab paradierten. Die einen ſchickten ihre Söhne
nach Frankreich oder der Schweiz, andere, um dieſe zu über-
bieten, verſchifften ſie nach England, und andere wieder be-
gnügten ſich mit nicht weniger als Deutſchland. Die jungen
Leute erregten nicht geringes Aufſehen, wenn ſie aus der
Fremde zurückkamen, in der Oeffentlichkeit durch den Schnitt
ihrer Anzüge, ihrer Schuhe, Kragen und Halsbinden, im Schoße
ihrer Familien durch den Gebrauch der Badewannen, durch die
häufigen Abduſchungen, die um ſo mehr auffielen, als die

Väter in ihren jungen Jahren angekleidet geſchlafen hatten.
Bald aber gewannen die erblichen Jnſtinkte wieder die Ober
hand, die jungen Leute legten die exotiſche Kleidung wieder ab,
trugen wieder die zierloſen Samtkoſtüme der Väter, griffen
zur Jagdflinte, huldigten den Tafelfreuden, ſprachen nur von
Minenankäufen und Unternehmungen, und erinnerten ſich
ihrer ausländiſchen Erziehung wie eines Traums.

Das Wetten war die heftigſte Leidenſchaft, die intenſivſte
Freude der im Gebirge wohnenden Reichen. Dieſe Wetten, bei
denen oft ungeheure Summen auf dem Spiele waren, fußten
auf den Kraftleiſtungen von Ochſenpaaren und der Ausdauer
der Bohrmeiſter. Es war der Kultus der brutalen Stärke mit
allen Reizen des Haſardſpiels. Unter den Bergleuten gab es
in der Handhabung des Bohreiſens beſonders kräftige Burſchen,
die im Minengebiet dasſelbe Anſehen genoſſen wie hervor
ragende Stierfechter und Ballſpieler. Jn Gallarta gab es
einen ſolchen Lümmel, Sieger bei allen Wetten, der von den
Unternehmern mehr als ein geliebtes Weib gehegt und gepflegt
wurde, den ſie mit Champagner und Trüffelpaſteten mäſteten,
dem ſie jeden Augenblick die Armmuskeln befühlten, um ſich
davon zu überzeugen, daß ſeine Kraft nicht in Abnahme be-
griffen war. Sie forderten die anderen Ortſchaften Biskayens
und ſogar Guipuzcoas heraus und ſtolzierten überall mit ihrem
Meiſterſchaftsbohrer, den ſie den ſtärkſten Wettbewerbern an-
derer Ortſchaften ſiegesgewiß entgegenſtellten. Sie wetteten
inſummen auf ihn und verfolgten ſtundenlang mit fieber-

hafter Spannung die keuchenden Anſtrengungen ihres Lieb-
lings, der unabläſſig mit der Bohrſtange den harten Stein
durchlöcherte, und wenn er das Ziel erreicht, warfen ſie jauch-
zend ihre Mützen in die Luft, mehr aus Stolz über den Sieg
ihres Helden, als wegen des eingeſtrichenen Gewinns. Zu
ihren unſinnigen Wetten konnte alles Mögliche herangezogen
werden. Sowohl die Gefräßigkeit der Hunde, wie die Wider-
ſtandskraft der Menſchen bildete ein Wettobjekt. Noch vor
einigen Wochen waren mehrere Tauſend Duros verwettet wor-
den in einer Weiſe, über die der Doktor noch heute lachen
mußte. Es ſollte entſchieden werden, wer das größte Quan-
tum in Milch getränkten Brotes zu vertilgen imſtande ſei, ob
die mageren und unerſättlichen Windhunde eines Unterneh-
mers oder die Bohrmeiſter eines anderen, ſtramme Burſchen
aus Kaſtilien mit bodenloſem Magen, die niemals den Augen-
blick für gekommen hielten, ſich vom Tiſche zu erheben. Die
Müßiggänger der ganzen Gemarkung ftrömten herbei, um ſich
die Sache anzuſehen ganze Haufen Banknoten, als ſeien es
wertloſe Papierſchnitzel, wurden auf die Tiſche der Buchmacher
geworfen; die einen wetteten für die Hunde, die anderen für
die Männer, während da oben in den Brüchen die Spreng-
minen dröhnten, und die elende Herde der Bergarbeiter mit
gekrümmtem Rückgrat und erhobener Hacke mühſam das Ge-
ſtein losbröckelte.

Die Milchſuppen wurden in Eimern herbeigetragen fuhr
Areſti fort die Hunde verſchlangen ihren Teil jedesmal in
einem Nu; die Männer aßen bedächtig und langſam, im vollen
Bewußtſein des noch zu Leiſtenden. So verſtrichen Stunden

Und wer gewann die Wette? frugen zugleich mehrere
Stimmen mit Neugierde.

r v e ſich e erf Männer F Unternehmer, der ie gewe e mir hernach: warmeiner Burſchen ſicher. Wenn ein Tier ſatt iſt, hört n zu
freſſen, während der Menſch Ehrgefühl hat und im Verſchlingen
fortfahren kann, bis er platzt. Er hatte recht. Zwei der
Wettfreſſer gaben mir viel zu tun, und wenige Tage darauf
begleitete ſie der Pfarrer von Gallarta auf ſeiner weißen
E hinaus 23 dem Friedhof.

rotz dieſes trüben Schluſſes lachten die Tiuſtigungen der Minenprotzen ſehr i wsfanden die
Es war bereits ſpät am Nachmittag, als das Feſtmahl

endigte. Kapitän Jriondo trank auf das Wohl ſeines Prinzi
pals und Freundes und empfahl ſich ſodann, indem er vorgab,
er müſſe die Frachtbriefe eines Schiffes der Firma erledigen
Der Sekretär Goicoecha begleitete ihn, um einen Blick auf
ſeine Papiere im Bureau zu werfen. Die Damen gingen mit
el und dem Jngenieur Sanabre in den anſtoßenden
Salon.

Es wurden einige Freundinnen aus Bilbao erwartet. Mitt-
lerweile wollte man etwas muſizieren. Die beiden jungen
Leute baten Pepita, eines von den alten baskiſchen Liedern zu
ſingen, die ſo ſchmachtend und wehmütig ſind. Bald darauf
drangen die Töne des Klaviers in den Speiſeſaagl.

Sanchez Morueta, mit durch die Verdauung geröteten
Wangen, kaute an einer herrlichen Havannagzigarre. Er ſchlug
ſeinem Vetter vor, in den Garten hinabzugehen. Die letzten
Sonnenſtrahlen vergoldeten die hohen Stämme der Allee, in
der die beiden Männer luſtwandelten.

Der Millionär war ſichtlich erfreut darüber, ſich allein mit
dem Doktor zu befinden, dem einzigen Freunde, zu dem er Ver
trauen hatte, und vertraulich legte er ihm die Hand auf die
Schulter. Zum erſten Male am ganzen Tag fühlte er ſich be
haglich, fern von den Geſchäften und den ungemütlichen Tiſch-
genoſſen. Die Liebe zu ſeinem Luis, den er ſo ſelten zu ſehen
bekam, und das Hochgefühl einer guten Verdauung machten ihn
zur Vertraulichkeit geneigt, und er ſah Areſti mit ausfragen-
den und wohlwollenden Blicken an, als ob er bloß ein Wort
desſelben erwartete, um das Schweigen zu unterbrechen.

Na, jetzt kannſt du losgehen, ſagte frohgeſtimmt der Dok-
tor, ich weiß wohl, daß ich dein Beichtvater bin und daß
wenn du vor den andern ſchweigſt, es nur geſchieht, um Worte
für mich anzuſammeln. Laß hören, was iſt dir? Vor dir ſteht
der Arzt deiner Seele, wie ſich einer jener Geiſtlichen, die
Freunde deiner Frau ſind, ausdrücken würde.

Sanchez Morueta zuckte die Achſeln. Jhm paſſierte nichts
Beſonderes. Einfach, er langweilte ſich in ſeiner Abgeſchloſſen-
heit, und hatte bloß eine frohe Stunde, wenn er ſich mit dem
Doktor unterhalten konnte. Wie oft wandelte ihn nicht die
Luſt an, in den Zug zu ſteigen und ihm oben in den Minen
einen Beſuch abzuſtatten. Aber auf ihm laſteten ſo viele Be
ſchäftigungen! Sodann ſcheute er auch, ſich dort ſehen zu
laſſen. wo jeder eine Bitte an ihn zu ſtellen hatte Jeden
falls langweilte er ſich furchtbar wie jemand, der keinen Wunſch

hat, der nichts fürchtet und nighis erbofft,
Gortſehung folak)



Radikalen ſelbſt für eine kurze Dienſtverlängerung und er-
klärt, daß die Situation durch den Balkankrieg und die wieder-
holten deutſchen Heeresverſtärkungen eine außerordentliche ſei
und ſofort etwas geſchehen müſſe. Statt nun durch eine ein-
fache Erklärung das Recht der Kammer über die Zeit, die die
im Herbſt zu entlaſſende Jahresklaſſe länger unter der Fahne
behalten werden ſoll, zu reſervieren, engagierten die Radikalen
eine Debatte à fond, um natürlich zum Schluß in der Mehrheit
gegen ſich ſelbſt, d. h. für die Zurückbehaltung der Jahresklaſſe
auf eine noch zufixierende Dauer zu ſtimmen. Erſter
„Sieg“ des Miniſteriums. Die angekündigte Maßregel
mit der die Radikalen einverſtanden ſind, nur über die
Dauer ſind ſie oppoſitioneller Meinung koſtet natürlich
Geld. Wer A ſagt, muß B ſagen. Wer für die Verlängerung
der Dienſtzeit iſt, ſei es auch nur um drei Monate, muß das
Geld dazu bewilligen. Die Regierung unterbreitet die ent
ſprechenden Forderungen und beſchränkt ſich dabei ausdrücklich
auf die in dieſem Jahre notwendigen Ausgaben,
die alſo nötig wären, ſelbſt wenn die Dienſtzeit auch nur um
drei Monate verlängert würde. Die Radikalen beginnen eine
zweite Redeſchlacht, um zum Schluß natürlich in der Mehrheit
für die geforderten Summen zu ſtimmen. Zweiter „Sieg“
der Regierung. Nun wollen die Radikalen die Regierung über
ihre „Finanzpolitik“ interpellieren. Als ob man darüber, be-
ſonders wenn man Miniſter bleiben will, nicht alle möglichen
Erklärungen abgeben könnte! Zweifellos wird der Telegraph
beim Eintreffen dieſer Zeilen einen dritten „Sieg“ der Re-
gierung melden. Neugierig kann man ſein, wie die Radikalen
bei der kommenden Entſcheidungsſchlacht ſich ſelber
ſchlagen werden.

Paris, 29. Mai. Jn ſeiner heutigen Sitzung erörterte der
Senat die bereits von der Kammer angenommene Vorlage
betreffend die Forderung von 234 Millionen Frank für die
Zurückbehaltung der dritten Jahresklaſſe
unter den Fahnen. Der Sozialiſt Flaiſſisres bekämpfte
lebhaft die militäriſchen Maßnahmen und betonte, daß kein
Ereignis die Regierung gezwungen habe, derart vorzugehen.
Kriegsminiſter Etienne „rechtfertigte“ die militäriſchen
Maßnahmen mit der Notwendigkeit, das Gleichgewicht mit der
benachbarten Armee wiederherzuſtellen. Darauf wurde die
allgemeine Beratung geſchloſſen und der Geſetzentwurf faſt
einſtimmig angenommen.

Eine Jnterpellation über die „Finanzpolitik“ der Regierung
brachte der Sozialiſtiſch-Radikale Gheuſt in der Deputierten-
kammer ein. Gheuſt kritiſierte die von der Regierung ange-
kündigte Anleihe, die durch nichts gerechtfertigt werde. Man
ſollte alle Quellen des Reichtums erfaſſen mittels einer all-
gemeinen progreſſiven Einkommenſteuer.
(Beifall auf der Linken.)

Finanzminiſter Dumont erklärte, das Budget für 1914 werde
gleichfalls ein Defizit von 100 Millionen haben, ganz
abgeſehen von den Ausgaben für militäriſche Zwecke. Jn Er-
widerung auf verſchiedene Zwiſchenrufe erklärte Dumont,
jeder wiſſe, daß Frankreich „eine Politik des Friedens“ ver
folge und daß die Regierung glücklich ſein würde, wenn ſie die
für die nationale Verteidigung bewilligten Millionen für
andere Zwecke verwenden könnte, aber „die internationale
Lage“ zwänge ſie, ſie jener zu widmen. (7) Der Finanz-
miniſter erklärte, daß Frankreich ohne Provokation und
Drohung entſchloſſen ſei, die unerläßlichen Opfer zu bringen.
Wenn die Regierung Herr der Finanzpolitik wäre, würde ſie
nicht zu dieſer Politik der Reſignation ihre Zuflucht nehmen.
Caillaur tadelte ſcharf die vorgeſchlagene Steuer und
möchte lieber, daß die Militärausgaben durch eine progreſſive
Einkommenſteuer beſchafft würden. Miniſterpräſident Barthou
bekämpfte die Tagesordnung Gheuſt, in der die Finanzpolitik
der Regierung getadelt wird und ſtellte die Vertrauens-
frage. Hierauf wurde die von der Regierung gebilligte ein
fache Tagesordnung mit 312 gegen 240 Stimmen angenommen.

England.
Das Koweit- Abkommen vor dem Unterhauſe. Zur Frage der

Bagdadbahn und dem zwiſchen der engliſchen Regierung
und der Pforte getroffenen Abkommen führte der Staatsſekre
tär Sir Edward Grey im Unterhauſe u. a. aus: Der Haupt-

epunkt des Abkommens mit der Türkei iſt, daß die Bagdadbahn

nicht über Basra hinaus gebaut werden darf ohne die Zu-
ſtimmung der engliſchen Regierung und die Regierung trifft
keine Vereinbarung, daß eine Fortſetzung gebaut wird. Wir
können die Eiſenbahn, die ſeit langem eine Konzeſſion an
Deutſchland iſt, nicht kontrollieren. Zwei britiſche Direktoren
würden zu wenig ſein, um eine Kontrolle auszuüben oder die
Verwaltung der Bahn zu behindern. Sie könnten uns aber
über die Raten und andere Dinge in Kenntnis halten und wir
ſollten nötigenfalls imſtande ſein, eine Frage diplomatiſch zur
Sprache zu bringen auf Grund des Abkommens, das unter
ſchiedliche Raten verbietet. Mit der Beſtimmung, daß die
Linie nicht über Basra hinausgehen ſoll, treffen wir tatſächlich
ein Abkommen, das uns von der Furcht und Sorge befreit, die
zu einer Zeit bezüglich des Perſiſchen Golfs beſtand.

Ein unioniſtiſcher Wahlſieg. Jn Altrincham iſt an Stelle des
Unioniſten Fletcher, der ſein Mandat niedergelegt hat, der
Unioniſt Hamilton gegen den Liberalen Kayshuttleworth
mit 9409 gegen 8147 Stimmen gewählt worden. Die Majorität
Fletchers bei der letzten Wahl betrug 119 Stimmen.

OeſterreichUngarn.
Die Folgen der ſchwarzgelben Balkanpolitik. Jn einer

großen Arbeiterverſammlung in Lemberg wurde die durch
die letzten politiſchen Ereigniſſe verurſachte wirtſchaft-
liche Notlage des Landes eingehend beſprochen. Es
wurde darauf verwieſen, daß 'im Lemberger Bau-
gewerbe allein die Zahl der Arbeitsloſen bisher
13 000 überſteige. Jn den Lemberger Fabriken und
Werkſtätten nehmen die Arbeiterentlaſſungen ge-
radezu beunruhigende Dimenſionen an. Jn den galiziſchen
Provinzſtädten ſeien die Verhältniſſe ebenſo troſtlos. Die Ver-
ſammlung nahm eine Entſchließung an mit der Aufforderung
an die Regierung, zur Linderung des Notſtandes ſobald als
möglich mit der Vornahme von öffentlichen Bauten zu be-
ginnen.

Ein Generalſtabschef als Spion. Die öſterreichiſche Armee
iſt neuerdings wiederum der Herd eines ungeheuerlichen
Skandals, gegen den der Fall des Hauptmanns Hofrichter das
reinſte Kinderſpiel darſtellt. Jn Wien hat der Chef des
böhmiſchen Generalſtabs, der Oberſt Redl, Selbſtmord
verübt, weil man ihn endlich der gemeinſten Landesver-
räterei überführt hatte. Seit vierzehn Jahren hatte dieſer
Mann, der unbegrenztes Vertrauen genoß, dem kein mili-
täriſches Geheimnis verſchloſſen blieh und der in allen
Spionageprozeſſen als Sachverſtändiger des Generarſtabs
fungierte, gegen Bezahlung Landesverrat ge-
trieben und von ruſſiſchen Beſtechungsgeldern das Leben
eines mehrfachen Millionärs geführt. Jn den ſchweren Tagen
und Wochen, da ſich die ruſſiſchen und öſterreichiſchen Heere
auf polniſcher Erde zum Schlagen bereit gegenüberſtanden, hat
der Oberſt im öſterreichiſchen Generalſtab Redl alle Be-
wegungen der Armee dem Feinde verraten und
es dieſem ermöglicht, jeden taktiſchen Zug der öſterreichiſchen
Heeresleitung im voraus durch ſeinen Gegenzug zu parieren.
So offenkundig war das verräteriſche Spiel, daß es ſchließlich
zur Entlarvung des Verräters führte, der ſich als entlarvter
Spion durch einen Revolverſchuß dem Spruch des Militär-
gerichts entzog!

Die öſterreichiſchen Militärbehörden haben bisher, dem B. T.
zufolge, Andeutungen über die Affäre in der Preſſe ſofort
konfiszieren laſſen, und ſuchen durch offiziöſe Dementis über-
haupt eine Spionageaffäre in Abrede zu ſtellen. Man ver-
ſucht das Gerücht zu verbreiten, daß Redl unnatürlichen
Neigungen gefrönt habe, und aus Furcht und Ueberdruß vor
weiteren Erpreſſungen ſeinem Leben ein Ende gemacht
habe. Jndeſſen merkt man dieſer Darſtellung ihre Abſicht ſo
deutlich an, daß man ſich ſpäter amtlich doch zu dem Ein-
geſtändnis bequemen muß, daß Oberſt Redl Spionage be-
trieben hat. Es heißt, „Oberſt Redl habe den Selbſtmord voll-
führt, als man im Begriffe war, ihn folgender ſchwerer und
nunmehr außer Zweifel ſtehender Verfehlungen zu überweiſen:
1. des homoſexuellen Verkehrs, der ihn in finanzielle

Schwierigkeiten brachte, 2. des Verkaufs dienſtlicher
Behelfe geheimer Natur an eine fremde Macht“.

Es iſt verſtändlich, daß dieſer Fall der öſterreichiſchen Armee-
leitung überaus peinlich iſt. Wirft er doch ein höchſt bezeich-
nendes Licht auf die moraliſche Beſchaffenheit des öſter-
reichiſchen Offizierkorps. Zum anderen aber illuſtriert er
wieder den ganzen verbrecheriſchen Wahnwitz dos
Kriegs. Durch die Schurkereien eines einzigen Menſchen
können Tauſende hingemordet, kann ein ganzes Volk in maß-
loſes Elend und Unglück geſtürzt werden!

Kleine Auslandsnachrichten. Zuchthaus für einen
korrupten amerikaniſchen Senator. Der ameri-
kaniſche Senator Stillwell, der der Beſtechlichkeit in
Verbindung mit der Börſengeſetzgebung ſchuldig befunden
wurde, iſt zu einer Zuchthausſtrafe von unbeſtimmter
Dauer, die nicht weniger als vier und nicht mehr als acht Jahre
betragen ſoll, verurteilt worden.

Neue Kämpfein Marpkko. Der franzöſiſche General
Alix verhinderte am 28. Mai bei der Kasbah M'Sum die Ver
einigung zweier aufſtändiſcher Haufen. Seine Nachhut ſchlug
einen lebhaften Angriff ab und fügte den Angreifern ſchwere
Verluſte zu. Die Verluſte der Franzoſen betrugen acht Tote
und 28 Verwundete. Die vereinigten Kräfte der Auf-
ſtändiſchen hatten etwa 5000 Mann betragen.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Der Sozialdemokratiſche Verein für Schwarzburg-Ru-
dolſtadt hielt am 25. Mai ſeine diesjährige Generalver-
ſammlung ab. Das Ländchen hatte bei der letzten Volkszäh-
lung 100 689 Einwohner in 7 Städten, 153 Dörfern und 14
Z3utsbezirken. Die Zahl der eingetragenen Reichstagswähler

betrug bei der letzten Wahl 20 026. Abgegeben wurden 19511
Stimmen, wovon Genoſſe Hofmann-Saalfeld 10 164 und der
bürgerliche Kandidat 9264 erhielt. Der Verein zählte am
31. März 46 Ortsgruppen mit 2226 männlichen und 520 weib-
lichen Mitgliedern, die in 69 Orten wohnen, ein Mehr gegen
das letzte Jahr von 415. Jn 6 Städten gibt es 14 ſozialdemo-
kratiſche Stadtverordnete und in 24 Gemeinden 50 Gemeinde-
ratsmitglieder. Der Bericht über die Tätigkeit des Landtags
befriedigte die Generalverſammlung nicht völlig, immerhin
würde von allen Seiten anerkannt, daß unter den gegebenen
Verhältniſſen nicht mehr für die werktätige Bevölkerung her-
ausgeholt werden konnte. Die Preſſe hat ſich in letzter Zeit
recht günſtig entwickelt, ſo daß an eine Erweiterung des Um-
fanges herangetreten werden konnte. Der Abonnentenſtand
beträgt im Fürſtentum 3410 im 50 Filialen.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Ka Bock, Lokales und Provinzielles Gott
lieb Kasparek. Verleger und für die Anzeigen verant
wortlich A Jähni g. Sämtlich in Halle. Druck der Halleſchen

GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.).
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1335 Herren Abteilung
Serie I Braun Chevreau-Schnürstiefel, teils Derbyschnitt G

und Lackkappen, bisher bis 10.50 jetzt

n9“0N0nä PATEN T Schnürstietel 790Serie II ohne zu schnüren, braun Chevreau, bisher 12.50 jetzt
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 125

Zur Anterzeichnung bereit.
Wie das Reuterſche Bureau erfährt, iſt der im Namen der

Verbündeten abgefaßte ProtokollEntwurf an ſämtliche Krieg
führenden geſchickt worden. Bulgarien wird den Friedens
vertrag heute im Auswärtigen Amt in London unterzeich
nen, wie es von der engliſchen Regierung gewünſcht wird. Die
ſerbiſchen Delegierten haben gleichfalls Anweiſung erhal
ten, den Vertrag zu unterzeichnen. Auch Griechenland
hat angeſichts der Zuſicherungen, die es von der Türkei erhalten
hat, beſchloſſen, den Friedensvertrag ohne Zuſätze zu unter
zeichnen. Dieſer Beſchluß iſt dem Auswärtigen Amt mitgeteilt
worden.

Konſtantinopel, 29. Mai. Auf der Pforte wird be-
richtet, daß die erſte offizielle Zuſammenkunft zwiſchen Bul-
garien und der Türkei mit den übrigen Balkanverbündeten am
31. Mai ſtattfinden werde. Möglicherweiſe wird auch die Unter-
zeichnung der Friedenspräliminarien zu dieſer Zeit erfolgen,
ſo daß der Krieg, der am 17. Oktober 1912 begonnen hat, nach
einer Dauer von mehr als ſieben Monaten auch offiziell
beendigt ſein wird.

Die hadernden „Verbündeten“,
Sofia, 29. Mai. Die Rede des ſerbiſchen Miniſter-

präſidenten hat hier außerordentliche Wirkung hervor-
gerufen. Man betrachtet ſie als Kriegsfanfare gegen Bulgarien
und als eine Herausforderung, die zugleich die bulgariſche
Waffenehre beleidigt. Jn ganz Sofia herrſcht eine Erregung,
welche mit der, die zu Beginn des Krieges herrſchte, vergleich-
bar iſt. Der Verſuch des Miniſterpräſidenten Paſitſch, die dem
Vertrage widerſprechenden Mehrforderungen Serbiens damit
zu begründen, daß Serbien aus Rückſicht auf die Erfolge des
ganzen Krieges auf den ihm in dem Vertrag mit Bulgarien
angeblich zugeſicherten Zugang zur Adria verzichtet habe, wird
hier als ein Manöver bezeichnet, um Bulgarien gegen Oeſter
reich Ungarn ſcharf zu machen. Den auswärtigen Korreſpon
denten wird an zuſtändiger Seite erklärt, daß der Bündnis
vertrag keine Zuſicherung des Adriazuganges für Serbien ent
häkt. Die Situation wird hier überaus kritiſch beurteilt. Es
fand ſpät abends ein Miniſterrat ſtatt.

Der griechiſch-bulgariſche Konflikt.
Athen, 29. Mai. Trotz der äußeren Beſſerung der Be

siehungen zwiſchen Griechenland und Bulgarien infolge der
geplanten Zuſammenkunft des Miniſterpräſidenten Venizelos
mit Sarafow wird die Lage in unterrichteten Kreiſen als
äußerſt kritiſch bezeichnet.

Athen, 29. Mai. Meldung der Agence d'Athènes.) Nach-
dem die Bulgaren auf den Höhen von Prawitſch Kanonen
aufgeſtellt hatten, griffen ſie am 27. Mai von hier aus ohne
jede Veranlaſſung eine griechiſche Kompagnie an; über den
Verlauf dieſes neuen Angriffs iſt noch nichts bekannt.

Gewerkſchaftliches.
Die Gewerkſchaften auf der Leipz. Baufachausſtellung.

Vom gewaltigen Fortſchritt auf dem Gebiete des geſamten
Bauweſens, von Deutſchlands hochentwickelter Jnduſtrie und
Technik ſpricht dieſe Ausſtellung zu dem Beſchauer. Der
moderne Bau in ſeiner Außen- und Jnnenarchitektur tritt
uns überall entgegen.

Jn den Jnnenräumen der Ausſtellungshallen aber, be
ſonders in den Maſchinenhallen, wird der Laie oft voller Be
wunderung ſtehen bleiben, um die faſt gigantiſche Technik
moderner Maſchinen zu bewundern.

So könnte der Ausſtellungsbeſucher in dem ſtolzen Bewußt-
ſein, daß deutſche Kunſt, Technik und Wiſſenſchaft erneut ein
Beiſpiel hohen Könnens geliefert haben, die Ausſtellung ver
laſſen, wenn er verſäumt hätte, die Kehrſeite dieſer glitzern-
den Medaille zu beſehen. Jn der Halle für Kunſt und Wiſſen-
ſchaft lernen wir ſchon eine etwas kritiſche Betrachtung dieſer
glänzenden Jnduſtrieentwicklung. Wir treffen dort einige Be
kannte von der hygieniſchen Ausſtellung in Dresden wieder.
Das Reichsverſicherungsamt hat auch hier in tabellariſchen und
ſtatiſtiſchen Darſtellungen die Leiſtungen der Arbeiterverſiche-
rung gezeigt. Tiſchmodelle und Photographien zeigen uns
Heilſtätten und Jnvalidenheime, die den flüchtigen Ausſtel-
lungsbeſucher oft zu bewundernden Ausſprüchen veranlaſſen,
ohne daß er bedenkt, wie viel Wunden hier geheilt werden
mußten, die der Jnduſtrialismus dem Arbeiter ſchlug. Wäh-
rend hier die ſogenannte Arbeiterwohlfahrt zur Anſchauung
gelangt, ſind in derſelben Abteilung aber auch ſchon die Ge-
fahren, denen die deutſchen Arbeiter im Baugewerbe und in
der Induſtrie ausgeſetzt ſind, treffend dargeſtellt. Photo-
graphien und Präparate über die Berufskrankheiten der Bau-
arbeiter geben hier ein Bild erſchütternder Tragik. Profeſſor
Dr. Sommerfeld zeigt an verſchiedenen Präparaten die den
menſchlichen Körper verheerenden Bleivergiftungen und an
einer großen Reihe anderer Präparate Erkrankungen durch
andere gewerbliche Gifte und Berufskrankheiten. Jhm reiht
fich Profeſſor Dr. Riecke-Leipzig mit einer Ausſtellung über
die Hautkrankheiten der Maurer an, und der Ohrenarzt Dr.
Alfred Peyſer-Charlottenburg zeigt an ebenſolchen Präpara-
ten und Photographien die Bauarbeit in ihrem Einfluß auf
menſchliche Gehörorgane.

Sind hier neben der Unfallſſtatiſtik auch Unfallerkrankungen
und Berufskrankheiten gezeigt, ſo war es notwendig, auch ihre

Verhütung darzutun. D r Ausſtellungſonſt geweſen wäre, har W teilung der
Generalkommiſſion der deutſchen Gewerkſchaften ausgefüllt.
Damit wurde zugleich auch ausgedrückt, daß die Arbeiter den
Arbeiterſchutz als grundſätzliche Forderung vertreten müſſen:
Die Arbeiterverſicherung lindert nur die ſchädlichen Folgen
der Jnduſtriearbeit, der Arbeiterſchutz ſoll ſie verhüten.

Die deutſchen Gewerkſchaften ſind keine Neulinge als Aus-
ſteller. Sie haben ſich mit Erfolg ſchon darin betätigt; ſo be
ſonders bei Heimarbeitsausſtellungen. Aber auch einzelne
»Verbände, ſo der der Steinmetzen und der der Holzarbeiter,
waren auf anderen Ausſtellungen ſchon vertreten. Vor zwei
Jahren, bei der Dresdner hygieniſchen Ausſtellung, planten
die Zentralverbände eine Ausſtellung größeren Stils, in der
außer Bauarbeiterſchutz auch wieder Heimarbeiterſchutz und
überhaupt die Hausinduſtrie mit ihren Schädigungen und vor
allen Dingen die koloſſalen Gefahren der chemiſchen Induſtrie

Halle (Saale), Sonnabend den 31. Mai 1913 24. Jahrg.

zur Darſtellung gebracht werden ſollten. Scharfmacherkräfte
hatten damals den Plan der Generalkommiſſion und der ihr
angeſchloſſenen Verbände hintertrieben. Sie waren auch dies-
mal wieder am Werke, allerdings erfolglos, denn die Aus
ſtellungsleitung in Leipzig ſchenkte den Scharfmachern nicht
ſo williges Gehör wie die Dresdner. Wäre damals die Aus-
ſtellung ſomit umfaſſender und vollſtändiger geworden, ſo darf
man doch von der Ausſtellung der deutſchen Zentralverbände
in Leipzig behaupten, daß ſie auf dem engeren Gebiete des
Bauarbeiterſchutzes als wohlgelungen bezeichnet werden kann.

Zeigen ſonſt die anderen Ausſteller, die Jnduſtrie- und Bau
firmen, ihr großes Können, wobei ſie als Ausſteller auch
weſentlich als Geſchäftsunternehmer geſchäftlich intereſſiert
ſind, ſo wird hier im Gebäude der Generalkommiſſion frei von
dieſen Hauptabſichten nur vom Standpunkt der Technik und
Wiſſenſchaft aus das Ausſtellungsobjekt dem Beſucher gezeigt.

Da ſteht ein unſcheinbares Haus, mit Gerüſten rings um-
ſtellt. Von ſeinem Giebel herab leuchtet weithin über das
Ausſtellungsgelände ein Schild: „Bauarbeiterſchutz“.
Es iſt die Ausſtellung der ſozialpolitiſchen Abteilung der
Generalkommiſſion. Doch der Schwarm der Ausſtellungs-
beſucher wendet ſich ihm ſelbſt am „billigen Sonntag“ weniger
zu, in der Meinung, daß es ſich hier um ein noch unfertiges
Ausſtellungsobjekt handelt. Jn der Ausſtellung iſt noch vieles
unfertig, und das Haus der Generalkommiſſion auf der Aus-
ſtellung macht auf den Nichtkenner äußerlich den Eindruck des
Unfertigen, eben weil Gerüſte an ihm angebracht ſind. Doch
dieſer Bau ſoll weder Baukunſt zeigen, noch durch architek-
toniſche Schönheit auffallen. Das Haus iſt hier nur Kuliſſe,
die Gerüſte an ihm ſind das eigentliche Ausſtellungsobjekt.
Alle dieſe Gerüſte, die da zu ſehen ſind, werden während der
Ausſtellung ſo ſtehen bleiben. Durch ſie ſoll den Ausſtellungs
beſuchern, beſonders den Jngenieuren, Bauherren, Technikern
und Jntereſſenten ein Anſchauungsunterricht erteilt werden,
wie bei Häuſerbauten Gerüſte beſchaffen ſein müſſen, damit
ſich kein Unfall ereigne. An dieſem Gerüſt werden die Forde-
rungen der Bauarbeiter für einen beſſeren Bauarbeiterſchutz
demonſtriert, wird das abſolut Notwendige für die Unfall-
verhütung gezeigt. Die Verbände der Bauarbeiter, Zimmerer,
Dachdecker, Maler, Glaſer, Töpfer, Holzarbeiter, Metall-
arbeiter, Steinarbeiter und Steinſetzer zeigen hier, was im
Jnnen und Außenbau von ihnen als Bauarbeiterſchutz erſtrebt
wird, um Unfälle zu verhüten. Sie haben denn auch nicht
allein durch die Ausſtellung der Gerüſte theoretiſch und demon-
ſtrativ bewieſen, daß Unfälle zu verhüten ſind, ſondern durch
die Praxis. Beim Bau des Hauſes der Generalkommiſſion
geſchah kein Unfall, an ihm klebt kein Blut, ſo intereſſiert auch
von anderer Seite darauf gewartet wurde, daß auch dort, wie
in anderen Ausſtellungshallen die Behauptungen der Unter-
nehmer und der Berufsgenoſſenſchaften beſtätigt werden ſollen,
wonach im Baugewerbe die Zahl der Unfälle durch weitere
Schutzeinrichtungen nicht mehr verringert werden könnten.

Eine Baubude für Bauarbeiter, ein transportabler Unter-
kunftsraum für Straßenarbeiter, eine Schutzhütte für Stein-
metzen, Aborte mit den notwendigen ſanitären Einrichtungen
für Bau und Straßenarbeiter vervollſtändigen das Aeußere
des Ausſtellungsobjektes.

Jm Jnnenraum des Hauſes aber erhielt das Völkerſchlacht-
denkmal ein Pendant. Vom Schlachtfeld der Arbeit erzählen
uns hier tabellariſche Darſtellungen und Photographien, vom
Schlachtfelde, das alljährlich von Hunderttauſenden deutſcher
Arbeiter bedeckt iſt und ohne Unterbrechung ſtändig neue
Opfer ſieht. Der Tod von 9443 Arbeitern und die Schmerzens-
ſchreie von 716 584 durch Unfälle Verletzten im Jahre 1911 ſind
wuchtige Anklagen gegen den unzureichenden Arbeiterſchutz in
Deutſchland. Und anklagend gegen den unzureichenden Ar-
beiterſchutz recken die vom Holzarbeiterverband in Photo-
grapien ausgeſtellten, entſetzlich verſtümmelten Hände der
Holzbearbeitungs-Maſchinenarbeiter ſich in die Höhe, zeigen
die vom Malerverband ausgeſtellten verkrümmten Gliedmaßen
und entſtellten Geſichter der Bleikranken, welche Verwüſtungen
an Menſchenleben und Geſundheit der menſchenfreſſende Kapi-
talismus 'anrichtet. Der Metallarbeiterverband zeigt an
elektriſch belichteten Glasphotographien, mit welcher Tollkühn-
heit der Arbeiter in ſchwindelnder Höhe in Eiſengerüſten und
Brückenbauten herumklettern muß, ohne irgendwelche Schutz
vorrichtungen, während der Steinarbeiterverband das Geſund-
heitsſchädliche und Gefährliche der Steinbrüche vorführt.

Anklagen gegen den unzureichenden Arbeiterſchutzl Nicht
tendenziös, man kann ſagen: unperſönlich treten ſie dem Aus-
ſtellungsbeſucher gegenüber. Er ſieht, was an Unfällen und
Erkrankungen verhütet werden könnte, wenn ausreichende
Schutzvorrichtungen in Uebung wären.

Unſere deutſchen Gewerkſchaften ſind immer mehr dazu
übergegangen, ihre ſozialpolitiſchen Forderungen an die Ge-
ſetzgebung nicht allein in Eingaben und Reſolutionen nieder-
zulegen, ſondern ſie durch Tatſachen zu begründen. Eine
ſolche Tatſachenbegründung für beſſeren Bauarbeiterſchutz iſt
die Ausſtellung der Gewerkſchaften in der Leipziger Baufach-
Ausſtellung.

Einhal' eng des Tarifvertrages eine Bedrohung.
Zwiſchen dem Unternehmerverband für das Baugewerbe in

Chemnitz und dem Zimmererverband beſteht ein Tarifabkom-
men, wonach die Arbeitszeit in den Wintermonaten 719 Stun-
den täglich beträgt. Ausgedehnt bis über die normale Stunden-
dauer kann dieſe Arbeitszeit nur werden, wenn beſondere im
Vortrage feſtgelegte Gründe vorliegen.

Beim Bau eines großen Warenhauſes im Chemnitz hatten
zwei organiſierte Zimmerer dieſen Vertrag verletzt. Der Ge-
ſchäftsführer der Chemnitzer Zahlſtelle des Zimmererverbandes
machte, nachdem eine Mitgliederverſammkung ſich mit dieſer
Sache beſchäftigt hatte, die beiden Mitglieder des Verbandes
in ruhiger, ſachlicher Weiſe auf den Tarif und die Konſe-
quenzen ihrer Handlungsweiſe aufmerkſam. Zwei Vertrauens
leute des Verbandes, die mit ihnen auf der Bauſtelle zuſammen
arbeiteten, wieſen darauf hin, daß die tariftreuen Organi-
ſierten, wenn das tarifwidrige Verhalten (Verſtoß gegen die
Ueberſtundenbeſtimmung) nicht aufhöre, gezwungen ſeien, die
Arbeit niederzulegen. Nach Verlauf eines Vierteljahrs
ſtrengten die beiden, nachdem ſie aus der Organiſation aus-
geſchloſſen waren der eine hatte vergeblich verſucht, wieder
in den Verband aufgenommen zu werden wegen der damals
gefallenen Aeußerungen Klage an. Und das Schöffengericht
verurteilte die zweiVertrauensmänner des Zimmererverbandes
wegen Bedrohung zu je zwei Tagen Gefängnis.

Nach dieſem Urteil ſind die Funktionäre der Gewerkſchaften

bei pflichtgemäßer Ausübung ihres Amtes ſtändig in Gefahr,
ins Gefängnis zu wandern. Der Tariſvertrag iſt bindend für
beide Parteien. Macht jedoch einer, der die Aufgabe hat, den
Arbeitsvertrag zu überwachen, den Pflichtvergeſſenen (ein Mit-
glied ſeiner Organiſation, der er ſich freiwillig angeſchloſſen
hat!) auf die Folgen ſeiner Handlungsweiſe aufmerkſam, ſo
wird er wegen Bedrohung ins Gefängnis geſperrt. Die
Strafe folgt auf dem Fuße, wenn aus irgendeinem Anlaß ein
Verärgerter Strafantrag ſtellt. Wie ſoll denn die Einhaltung
eines Tarifvertrages bei dem Tarifbrecher erzwungen werden?
Jndes: beugen wir uns vor der hohen Weisheit deutſcher
Richter.

Hafenarbeiterſtreik in Emden.
Seit 19. Mai ſtreiken ſämtliche im Emdener Hafen beſchäf-

tigten Arbeiter. Der Streik wurde durch die fortgeſetzten
Tarifbrüche und Schikanierungen der Unternehmer veranlaßt.
Jm Hafen herrſcht Kirchhofsruhe. Jm Jahre 1910 hatte der
Transportarbeiterverband mit den Emder Speditionsfirmen
einen Tarif abgeſchloſſen, der am 31. Dezember 16913 abläuft.
Jm Juli muß nun ein neuer Tarif abgeſchloſſen werden. Die
Unternehmer wußten, daß ſie mit Forderungen der Arbeiter zu
rechnen hatten und verſuchten daher mit allen Mitteln, eine
Zerſplitterung in der Arbeiterſchaft herbeizuführen. Da
Emden bekanntlich als neuer Auswandererhafen auserſehen
iſt, ſo fanden ſie verſtändnisvolle Unterſtützung bei den großen
Reedereien in Hamburg und Bremen. Schnell fanden ſie An-
ſchluß an den Hamburger Hafenbetriebsverein. Die Paſtoren
geben ſich viele Mühe, Arbeiter aus anderen Betrieben zu be-
wegen, ihre Stellung aufzugeben und Streikbrecherdienſte zu
verrichten. Diakoniſſenſchweſtern verſuchen, die Frauen der
Streikenden zu beſtimmen, daß dieſe ihre Männer beeinfluſſen.
Aber alles iſt vergeblich. Jnzwiſchen haben Werbeagenten
etwa 250 Arbeitswillige herbeigelockt, Leute, die ebenfalls derArbeit nicht gewachſen ſind. Her Hafen iſt hermetiſch abge-

ſchloſſen und die ganze Gendarmerie aus Oſtfriesland weilt
zum Schutze der Arbeitswilligen in Emden; jedoch fand 89
bisher noch keine Gelegenheit für ſie zum Eingreifen. Dur
ruhiges Ausharren im Streik werden die Arbeiter den Unter-
nehmern ſchon den alten Frieſentrutz ins Gedächtnis rufen und
den Kampf zu einem guten Ende führen.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 30. Mai 1918.

Sozialdemokratiſcher Verein.
An die organiſierten Frauen!

Genoſſinnen! Jn der Zeit der wirtſchaftlichen Kämpfe, die
einem Teil der Arbeiterſchaft des Baugewerbes und anderer
Berufe drohten, iſt es dringend notwendig, daß auch die Frauen
über die Bedeutung der Gewerkſchaften im Wirtſchaftsleben
informiert ſind. Not und Elend ſind meiſt die Begleit-
erſcheinung der Streiks und Ausſperrungen. Und wer iſt in
erſter Linie der Leidtragende? Die Mutter, wenn ſie ihre
Lieblinge unter der Not leiden ſieht. Notwendig ift es alſo,
daß auch die Frauen, in erſter Linie die organiſierten Frauen,
ſich über die Bedeutung der wirtſchaftlichen Kämpfe, der
Organiſationen, die berufen ſind, dieſelben zu führen, infor-
mieren. Darum Genoſſinnen, agitiert für den Beſuch der
Frauenverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins, welche
am Mittwoch, den 4. Juni, abends 8 Uhr, im Volkspark ſtatt-
findet. Die Tagesordnung lautet: 1. Die Bedeutung der Ge-
werkſchaften für die Frauen. Referent Parteiſekretär Genoſſe
Hildebrandt; 2. Diskuſſion; 3. Anträge; 4. Verſchiedenes.

Um zahlreiches Erſcheinen erſucht
Der Vorſtand.

Künftige Organiſation der Krankenkaſſen in Halle.
Der Zeitpunkt des Jnkrafttretens der Reichsverſicherungs-

ordnung, ſoweit die Krankenverſicherung in Frage
kommt 1. Januar 1914 rückt immer näher heran und
noch liegen die bezüglichen amtlichen Mitteilungen über die
künftige Geſtaltung in Halle nicht vor. Wie wir heute aus gut
unterrichteten Kreiſen erfahren, hat der Miniſter für Handel
und Gewerbe den von verſchiedenen Seiten ſtark propagierten

von anderer Seite aus Rechtsgründen ebenſo ſtark be-
kämpften Plan, die Allgemeine Ortskrankenkaſſe zur maß-
gebenden allgemeinen Ortskrankenkaſſe nach den Beſtimmungen
der Reichsverſicherungsordnung auszugeſtalten, entgegen den
Vorſchlägen des Ober-Verficherungsamtes in Merſeburg nicht

genehmigt und die Bildung einer neuen allgemeinen
Ortskrankenkaſſe, ſowie die Auflöſung der bisherigen Allge-
meinen Ortskrankenkaſſe angeordnet. Die noch ausſtehende
Entſcheidung wegen der Gemeinſchaftlichen Ortskrankenkaſſe
iſt dadurch bedeutungslos geworden, weil dieſe Kaſſe bei Er-
richtung einer neuen allgemeinen Ortskrankenkafſe auf ihre
Zulaſſung als Beſondere Ortskrankenkaſſe keinen Wert legte.

Mit dieſer Entſcheidung iſt, wenn anſcheinend auch nach recht
langwierigen Erwägungen, dem mehrfach und deutlich ausge
ſprochenen einmütigen Willen der Verſicherten und Arbeit-
geber inſoweit Rechnung getragen, als künftig alle Verſicherten
und Arbeitgeber ſoweit nicht die Jnnungs und Betriebs
krankenkaſſen in Frage kommen in Halle bei einer großen
und unſeres Erachtens leiſtungsfähigen Kaſſe verſichert ſein
werden. Alle bisherigen Ortskrankenkaſſen und einige Be
triebskrankenkaſſen werden mit dem 31. Dezember 1918 auf
gelöſt.

Bis zum Jnkrafttreten der neuen Satzung, die nach dieſer
Entſcheidung vom Gemeindevberbande zu errichten iſt, find Ver

reter der Kaſſen hinzuzuziehen, ſo daß zu erwarten ſteht, daß
eine Ordnung geſchaffen wird, die im Sinne und nicht gegen
den Willen der die Koſten tragenden Verſicherten und Arbeit-
geber erfolgt und ausreichende Fürſorge für die Erkrankungs-

fälle ſchafft. Daß der „liberale“ Magiſtrat der Stadt Halle
auch in dieſer Frage eine Niederlage erlitten hat, iſt gleichfalls
eine Tatſache, die nicht ohne Bedeutung iſt.
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Der Klingelbeutel geht um!
Daß das bevorſtehende Regierungsjubiläum Wilhelms II.

für alle patentierten und gelegentlichen Patrioten die denkbar
günſtigſte Gelegenheit zum eifrigen Umherſchicken zahlloſer
Sammelliſten und dergleichen werden würde, war lange die
geheime Angſt vieler Geſchäftsleute und anderer kleinen Leute.
Die kühnſten Befürchtungen ſind denn auch durch die Ereigniſſe
der letzten Zeit noch um ein bedeutendes übertroffen worden.
Zahlreiche Zeichnungsliſten zirkulieren; berufliche, ſportliche
und andere Vereine und Vereinchen gewiſſer Art vielmehr
deren übereifrige Vorſtände, deren Knopflöcher noch leer ſind

mühen ſich im Schweiße ihres Angeſichts ab, Gelder für alle
möglichen und unmöglichen Zwecke zu ſammeln, um ſie dann
dem Jubilar „zu Füßen“ zu legen. Ganz beſonders die kleinen
Geſchäftsleute ſeufzen wegen dieſer fortgeſetzten Schröpfungen.
Jhre Abhängigkeit macht ſie ſo in allererſter Linie zu Objekten
derartiger Sammelwut. Die Angſt vor geheimer Feme, vor
Verluſt der Kundſchaft, zwingt ſo manchen kleinen Mann zur
Hingabe von Geldern, die er im eigenen, geſchäftlichen und
nicht zuletzt im Jntereſſe ſeiner Familie dringend nötig hätte.
Und dieſes Abſparen der ſauer verdienten Groſchen meiſtens
für Zwecke, die ſeiner Geſinnung vollkommen zuwider ſind.

Der große „Schlager“ der jetzigen Jubiläumsſpenden iſt, an-
geblich um einem längſtgefühlten Bedürfnis abzuhelfen, eine
Sammlung für die chriſtlichen Miſſionen. Da wir in Preußen-

tſchland bekanntlich in den roſigſten Verhältniſſen leben,
aue h der geringſte Mann ſein Huhn im Topf hat, ſollen
Millionen über See geſchafft werden, um die „Wilden“ einer
preußiſchen Kultur entgegenzuführen. Eine aus der Praxis der
Warenhäuſer entlehnte Reklame iſt eröffnet; unzählige Auf-
rufe, Zeitungsnotizen, Flugſchriften ſind an Juden, Heiden
und Chriſten verteilt und jüdiſche und chriſtliche Bankiers ſind
vereit, die Gelder einſtweilen in Verwahrung zu nehmen, um
ſie alsdann dem „chriſtlichen“ Zwecke zugängig zu machen.
Man nimmt das Geld, woher es kommt. Geld riecht ja nicht.

„Die Mannigfaltigkeit der Zwecke ermöglicht den weiteſten
Kreiſen die freie Betätigung ihrer beſonderen Wünſche“ heißt

es in einem der zahlreichen Aufrufe! Mit anderen Worten:
biſt du auch kein allzu eifriger Verfechter des chriſtlichen
Miſſionsweſens, vielleicht überhaupt kein gläubiger Chriſt, gib
trotzdem reichlich; die Schwarzen werden dir, wenn wir ſie erſt
chriſtlich abgerichtet haben, ſchon profitlich nützlich ſein. Trotz
dieſer ſo ſchön mundgerecht gemachten Angebote füllen ſich die
Kaſſen nur ſpärlich. Man iſt recht enttäuſcht. „Unſer Halle
hat mit ſeiner Sammlung bisher nur eine beſcheidene
Summe erreicht“ heißt es in einem, einem hieſigen Geſchäfts-
mann in dieſen Tagen zugegangenen Bettelbrief. Und weiter
ſtöhnt man: „Halle bleibt nahezu um 100000 Mk. hinter
Magdeburg zurück.“ Es iſt wirklich beſchämend!

dNun heißt es mit allen Mitteln die Ehre retten. Die Bettelei
iſt verdoppelt worden. Man nimmt ſich jetzt die Geſchäftsleute
perſönlich vor, es hilft kein Entrinnen. Der ſonſt ſo milde,
ſo freundliche evangeliſch-ſoziale Preßverband für die Provinz
Sachſen kann auch grob werden. Er jagt jedem Geſchäftsmann,
auch nichtphyſiſchen Perſonen, Aktien-Geſellſchaften uſw. einen
perſönlichen Bettelbrief ins Haus. Nur Geld, nur die Taſchen
nicht zuhalten! ſo lauten ſeine dringenden Bitten. Und das ſo
mit allen nur erdenklichen Mitteln aus der Bevölkerung
herausgezogene Geld wird dann als „freiwillige, nationale
Spende“ dem erfreuten Jubilar nachgewieſen, damit es
getreu dem Aufrufe herrlich erglänzt: Deutſchland allzeit
voran!“ auch in der Bettelei.

Vom Etatsausſchuß wurde in der geſtrigen Sitzung eine
Petition ſtädtiſcher Beamter um Befreiung von Beiträgen zur
Angeſtelltenverſicherung behandelt. Die Petition wurde als
nicht berechtigt angeſehen, weil die Petenten ſeinerzeit eine der-
artige Verſicherung ſelbſt gewünſcht hätten. Es ſoll Uebergang
zur Tagesordnung vorgeſchlagen werden. Eine Petition der
ſtädtiſchen Arbeiter und Handwerker um Lohnerhöhung,
Einführung von Arbeiterausſchüſſen uſw. ſoll ebenfalls durch
Uebergang zur Tagesordnung erledigt werden, weil dieſelbe
im Auftrage der ſtädtiſchen Arbeiter und Handwerker vom Ver-
bande der Gemeinde- und Staatsarbeiter und deſſen Ver-
trauensmann Karl Lorenz unterzeichnet ſei. Man ſtehe wohl
der Petition ſympathiſch gegenüber, es müſſe aber verlangt
werden, daß dieſelbe von wirklich ſtädtiſchen Arbeitern unter-
zeichnet ſei. Lorenz, der nebenbei als ſozialdemokratiſcher
Agitator“ bezeichnet wurde, ſei nicht kompetent, für die ſtädti-
ſchen Arbeiter zu petitionieren. Wieder ein echt Halleſcher Be-
ſchluß. Ein Magiſtratsantrag, die Feuerwehr um neun Mann
zu verſtärken und eine automobile Motorſpritze anzuſchaffen,
wird in der Stadtverordneten-Sitzung zur Annahme empfohlen
werden. Des weiteren ſollen an den höheren Schulen zwei
neue Lehrerſtellen gegründet werden.

Die Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten
Verſammlung am Montag den 2. Juni, nachmittags 4 Uhr,
enthält folgende Punkte: Oeffenktliche Sitzung. Flucht-
linienänderung Sophienſtraße. Straßenausbau öſtlich des Kaiſer
platzes. Petition um Erlaß von Straßenausbaukoſten. Ver-
mietung von Läden. Umgemeindung einzelner Parzellen. Er-
richtung eines Gebäudes der Kaiſer-Wilhelm und Kaiſerin-
Auguſte-Viktoria-Stiftung. Feſtſetzung der Zahl der Stellver-
treter des Vorſitzenden des Gewerbe- und Kaufmannsgerichts.
Erweiterung der Feuerlöſch- Einrichtungen. Stellengründung
für das Lyzeum. Desgleichen für das Reform-Realghmnaſium.
Entlaſtung der Kämmerei- Rechnung Kap. XI. Entlaſtung
der Rechnung über Kanalbau Grün- und Krauſenſtraße. Ent-
laſtung der Rechnung der Gaswerke für 1911. Entlaſtung der
Rechnung der Waſſerwerke für 1911. Entlaſtung der Rechnung
der v. Ritterſchen Stiftung. Entlaſtung der Rechnung über
Stallbauten Gimritz. Entlaſtung der Rechnung über Erneue-
rung der Fenſter im Dachreiter der Schweineſchlachthalle. Ent-
laſtung der Rechnung er Baukonto Stadtgärtnerei. Ent-e

laſtung der Rechnung über die Düngertransport Anlage des

Schlacht- und Viehhofs. Petition um Befreiung von Beiträgen
für die Angeſtellten-Verſicherung. Petition um Lohnerhöhunguſw. Petition um Prehgasbeleuchtung für die Gr. Klaus-
rabe Petition um Erlangung gärtneriſcher Arbeiten. Peti-
ion um laufende Unterſtützung. Petition um Verlegung des

Hafenbahngleiſes. Petition um Unterſtützung ſtenographiſcher
Beſtrebungen. Petition um Schankerlaubnis. Petitionk um
Neubelegung des Giebichenſteiner Friedhofs. Petition betr.
Gondel Halteſtelle Rainſtraße. Nicht öffentliche
Sitzung. Wahl von Mitgliedern der Armen -Direktion.
Schiedsmannswahl. Anſtellung eines Beamten. 2. Leſung.
Anſtellung eines Beamten.

Eine Jubiläumsſpende für die Veteranen. Der Magiſtrat
macht bekannt, daß aus Anlaß des 25jährigen Regierungs-
Jubiläums Wilhelms II. 20000 Mark an alte hilfsbedürftige
Veteranen zur Verteiung gelangen ſollen. Jn Frage kommen
nur ſolche Veteranen, welche an einer Schlacht oder einem Ge-
fechte der Kriege 1864, 1866 oder 1870-71 teilgenommen haben,
mindeſtens zehn Jahre in hieſiger Stadt wohnen und kein
höheres Einkommen als 1200 Mark haben. Veteranen, auf
welche dieſe Vorausſetzungen zutreffen und die noch nicht zur
Vorlage ihrer Militärpäſſe vorgeladen ſind, wollen ſich am
Sonnabend, den 31. d. Mts., vormittags zwiſchen 8 und 12 Uhr
im „Zimmer la der Rathausinſpektion (Rathausgebäude) mel-
den und ihre Militärpäſſe mitbringen.

Schont die Anpflanzungen! Jetzt, da die wärmere Jahres-
zeit die Jugend wieder mehr ins Freie lockt, ſieht man, beſon
ders in den öffentlichen Anlagen, alltäglich fröhliche Kinder-
ſcharen ſpielen und ſich tummeln. So ſehr den Kindern das
frohe Austoben zu gönnen iſt, ſo bedauerlich erſcheint es, daß
hierbei den Blumenbeeten und den Sträuchern durchaus nicht
die nötige Schonung zuteil wird. Zweige und Aeſte werden
mutwillig abgeriſſen, Blumen zertreten und manche Pflanze
ſomit in ihrem Wachstum zerſtört. Die kleinen Miſſetäter
ahnen wohl nur ſelten, wieviel Schaden ſie einmal den Pflan-
zen und Sträuchern zufügen und welche Koſten und menſchliche
Mühe anderſeits die Anlagen erfordern. Um dagegen einiger-
maßen mit Erfolg zu wirken, ſollte der Schulvorfſtand nach dem
Muſter der Berliner Schuldeputation die Lehrer anweiſen, die
Kinder nicht nur eindringlich vor jeder mutwilligen und vor-
ſätzlichen Schädigung zu warnen, ſondern Verſtändnis und
Liebe für die Pflanzenwelt und die Schönheit der Natur in
ihnen zu wecken. Naturunterricht, Schulausflüge und nicht zu
letzt Anleitung zur Blumenpflege ſind gegebene Gelegenheiten,
in den Kinderherzen die Liebe und das Verſtändnis für jede
Pflanze und ſomit die Liebe zur Natur zu wecken.

Soldatenunfälle bei den 36ern. Kaum haben die heißen
Tage begonnen, laufen auch ſchon Meldungen ein über die
Opfer, die der Krieg im Frieden fordert. Wie der General-
anzeiger berichtet, ereigneten ſich beim Füſilierregiment Nr. 36
am Montag auf dem Marſche von Lindau nach Alten-Grabow
mehrere Ohnmachtsfälle. Die Betroffenen mußten zurück-
gelaſſen werden. Bei dem Einjährig-Freiwilligen Kret ſch-
mann von der 9. Kompagnie wurde Hitz ſchlag feſtgeſtellt,
dem er noch auf dem Transport erlag.

„Blutwein“. Unter der Bezeichnung Medizinalwein, Medi-
zinalſüßwein oder Blutwein wird vielfach Wein in den Handel
gebracht, wodurch die Annahme erweckt wird, daß der Wein be
ſondere blutbildende oder blutverbeſſernde Eigenſchaften beſitze.
Da ſolche Eigenſchaften keinem Weine mit Sicherheit beigelegt
werden können, muß die Bezeichnung als auf Täuſchung be-
rechnet und zur Jrreführung der Käufer geeignet angeſehen
werden. Dieſes wird von der Halleſchen Polizeiverwaltung
hiermit im Jntereſſe der Verbraucher ſowie zur Warnung der
Verkäufer zur Kenntnis gebracht.

Eine Mauer eingeſtoßen. Durch einen Laſtwagen wurde
geſtern früh die Hintermauer des Grundfſtücks Triftſtraße 20,
Front Brunnenſtraße, eingeſtoßen. Angeblich ſoll der mit
Schienen beladene Wagen infolge der ſchlüpfrigen Straße ins
Rutſchen gekommen ſein.

Vom Auto erfaßt. Geſtern abend wurde vor dem Hauſe
Ludwig-Wucherer-Straße 19 ein Arbeiter, als er an der Halte-
ſtelle einen Stadtbahnwagen beſteigen wollte, von dem Kot-
flügel eines vorüberfahrenden Kraftwagens erfaßt und zu
Boden geworfen. Der Arbeiter, der anſcheinend innere Ver-
letzungen davon getragen hat, wurde mittels des Kraftwagens
nach ſeiner Wohnung überführt. Nach Zeugenausſagen trifft
dem Kraftwagenführer die Schuld, weil er auf die einſteigen-
den Fahrgäſte der Stadtbahn nicht geachtet hat.

Selbſtmord auf einer Harzpartie? Vom Jlſenſtein abge-
ſtürzt iſt am Dienstag ein Touriſt, der am nördlichen Abhang
desſelben gefunden und nach dem Jlſenburger Krankenhauſe
gebracht wurde. Außer anderen ſchweren Verletzungen wurden
ſeitens des Arztes Rippenbrüche feſtgeſtellt, die den Tod des
Verunglückten herbeigeführt haben. Laut der bei dem Toten
gefundenen Ausweispapiere iſt es der Bankbeamte Weber aus
Halle, der auf einer Harztour begriffen war. Wie weiter be-
richtet wird, hat ſich der junge Mann in einem Anfalle geiſtiger
Depreſſion von dem Gipfel des Felſens abgeſtürzt.

Sperrung der Saale beim Blumenkorſo. Der Vorſtand
des Waſſerbauamts macht bekannt, daß die Saale anläßlich des
zweiten Blumenkorſos am 22. Juni von nachmittags 2—5 Uhr
für Frachtdampfer und Laſtkähne geſperrt iſt. Näheres iſt aus
der Bekanntmachung zu erſehen.

Diemitz. Aus der Gemeinde. Der neue Ortsvorſteher
von Diemitz hat es durch ſein ſchneidiges, echt preußiſches Auf-
treten zuſtande gebracht, faſt die ganze, ſonſt ſo friedliche Ein-
wohnerſchaft vollſtändig umzuwandeln. Jn einer öffentlichen
Einwohner-Verſammlung, die am Mittwoch, den 20. Mai, in
Zeibigs Geſellſchaftshaus ſtattſand, wurde das Verhalten des
Herrn Dr. Berthold zum Gegenſtand einer nicht beſonders
zarten Kritik. Aus den Ausführungen der einzlnen Redner
konnte man entnehmen, daß faſt keine Bevölkerungsſchicht von
der allgemeinen Unzufriedenheit verſchont geblieben iſt. Auf
der Tagesordnung ſtand die Waſſerverſorgung, Straßenreini-
ung und ſonſtige Gemeindeangelegenheiten. Da ſämtliche

Fragen nur durch das Vorgehen Dr. Bertholds die Allgemein-

m ſten m Doheit intereſſierten, war es logiſch, daß der Gegenſtand der De-
batte immer Dr. B. und ſeine Maßnahmen waren. Zur Charakf-

teriſtik des Herrn Dr. B. wurde folgendes zutage gefördertz
Herr Dr. jur. Berthold, früher in Tempelhof bei Berlin
wurde im Dezember 1912 an Stelle des Herrn Scheffelmann
gewählt. Es war ein feſtes Gehalt von 3000 Mk. und 600 Mk.
Wohnungsgeld ausgeſchrieben und bewilligt. Nach acht Wochen
kam Herr Dr. B. mit einer Gehaltsforderung von 2000 Mk.
mehr (alſo 5600 Mk.), welche aber abgelehnt wurde. Es habe,
ſo erklärte ein Redner, damals geheißen, ehe die Sache über-
haupt vor die Gemeindevertreter gelangt war, Herr B. wolle
fort, man müſſe die Zulage bewilligen. Die nächſte Amtshand-
lung, die auf Widerſtand ſtieß, war dann die auffällige Ent-
laſſung des Amtsſekretärs Köke, der bereits 10 Jahre im Amte
war, alſo ſehr wohl fähig ſein mußte, dies Amt zu verſehen.
Die Waſſerverſorgung war durch einen Vertrag, welcher unter
Herrn Scheffelmann mit der Stadt Halle abgeſchloſſen wurde,
in die Wege geleitet. Herr Dr. B. erklärte aber den Vertrag
nicht als rechtsgültig und wünſchte, daß die Waſſerverſorgung
durch die Bahn- und Terraingeſellſchaft übernommen werden
ſollte. Das Waſſer dieſer Geſellſchaft iſt aber, wie feſtgeſtellt
wurde, minderwertiger, und eine Garantie für ausreichende
Verſorgung will die Geſellſchaft, trotzdem der Vertrag auf
35 Jahre abgeſchloſſen werden ſollte, nicht übernehmen. Ein
weiteres Projekt des Herrn iſt dann der Bau eines eigenen
Waſſerwerks am Deutſchberg. Paſtor v. Stockhauſen wies da-
bei darauf hin, daß die Bahn- und Terraingeſellſchaft dort auch
angefangen hatte, als ſie nach Waſſer bohrte. Nach und nach
ſei die Geſellſchaft dann auf das jetzige Gelände gekommen.
Am Dautſchberge könne es alſo mit Waſſer nicht ſo arg ſein.
Nach Voranſchlägen eines Tiefbohrunternehmers würde der
Kubikmeter Waſſer ſo wurde durch einen weiteren Redner
feſtgeſtellt 60--70 Pf. koſten, während der Vertrag mit Halle
r zur Verleſung kam), einen Preis von nur 20 Pf.
vorſehe.

Beim Punkt Straßenreinigung wurden dann noch einige
Pläne des Dr. B. bekannt gegeben. Herr Dr. B. wünſcht
Sauberkeit, und dazu will er zwei Jnvbaliden angeſtellt wiſſen,
velche die Straßenreinigung für 6---700 Mk. pro Jahr beſorgen
ſollen. Dr. B. hatte dazu erklärt, ein Sachverſtändiger aus
Halle habe mitgeteilt, daß ein Arbeiter im Tage 10000
Quadratmeter Straße fegen könne. Mit Recht wies dabei ein
Redner darauf hin, daß es doch alles andere als ſchön ſei von
Dr. B., in demſelben Augenblick, wo er für ſich 2000 Mk. Zu-
lage verlangt, von einem Arbeiter zu verlangen, für 600 Mk.
pro Jahr täglich 10 000 Quadratmeter Straße zu reinigen.
Den Höhepunkt der Heiterkeit brachte dann ein Projekt des
Herrn Dr. B., eine Kehrmaſchine anzuſchaffen. Wo dieſelbe
verwendet werden ſoll, konnte ſich wohl kein Einwohner ent-
rätſeln. Es wurde nicht mit Unrecht darauf hingewieſen, daß
ohne Waſſerverſorgung die Straßenreinigung undenkbar in
eigene Regie übernommen werden könne.

Unter Gemeindeangelegenheiten wurde dann noch bekannt,
daß in Diemitz eine ſogenannte Jubiläums-Eiche gepflanzt
wurde, welche unter Mitwirkung einer Muſitkapelle eingeweiht
worden iſt. Da die Gemeinde bisher noch keine Fahne hatte,
mußte bei dieſer Gelegenheit auch dieſe angeſchafft werden, ſo
daß dies der Gemeinde zuſammen etwa 200 Mk. gekoſtet hat.
Daß Dr. B. den gewählten Gemeindevertretern nicht recht
zu trauen ſcheint, ging aus einer Mitteilung eines Einwohners
hervor, nach welcher Herr Dr. B. den Wachtmeiſter beauftragt
haben ſoll, die Gemeindevertreter zu beobachten und feſtzu
ſtellen, wer gegen Dr. B. iſt. Ob die Einwohnerſchaft die
nötigen Schlüſſe aus dieſen Vorgängen ziehen wird, wollen
wir abwarten. Bisher war es nicht möglich, einen Genoſſen
als Gemeindevertreter durchzubringen. Mit gelegentlichen
ſcharfen Worten iſt nichts getan, wenn die Vertreter gehindert
werden, ihren Gefühlen auch bei den Abſtimmungen Ausdruck
zu geben. Zum Schluſſe wurde dann noch folgende Reſolution
einſtimmig angenommen:

„Die am 28. Mai in Zeibigs Geſellſchaftshaus ſtattgefun-
dene, ſtarkbeſuchte, öffentliche Einwohner- Verſammlung iſt
einſtimmig der Meinung, daß die Waſſerverſorgung eine der
wichtigſten Fragen iſt und auf dem ſchnellſten Wege geregelt
werden muß. Die Verſammlung iſt der Meinung, daß der
Vertrag mit der Stadt Halle annehmbar iſt. Die Straßen-
reinigung in eigene Regie zu übernehmen ſei nicht nötig, da
ein Ortsſtatut' beſteht, welches die Hausbeſitzer dazu verpflich-
tet. Weiter proteſtiert die Verſammlung energiſch gegen die
Entlaſſung des Gemeindeſekretärs Köke, und iſt der Meinung,
daß Herr K. ſeine Pflicht ſtets getan hat.“

Vereins- und Vergnügungskalender.

Jm Apollotheater gelangt nächſten Sonntag, den
1. Juni, abends 6 und 8 Uhr in zwei Vorſtellungen das ge-
waltigſte Produkt der Filmkunſt „Qu o va di s?“ zur Erſtauf-
führung. Nach dem gleichnamigen Roman von Henry Sien-
kiewicz wurde hier ein Meiſterwerk in der Wiedergabe des an-
tiken Roms, der Kaiſerherrlichkeit Neros, der Chriſtenverfol-
gungen, kurz jener großen hiſtoriſchen Zeit gegeben, die von
jeher das regſte Jntereſſe aller Gelehrten und wiſſenſchaftlich
Gebildeten erregte. Der Film, deſſen Spieldauer zirka zwei
Stunden beträgt, iſt mit bisher unerhörten Regiemitteln in
Szene geſetzt und wird ohne Zweifel allerſeits größtem Jnter-
eſſe begegnen.

Walhalla- Theater. Morgen, Sonnabend, iſt Ab-
ſchieds- und Ehrenabend für Jean Blatzheim. Sonntag, den
1. Juni, abends 8 Uhr, beginnen die allbeliebten Winter-
Tymians ihr auf vier Wochen berechnetes Gaſtſpiel. Dieſe
Elite-Herrentruppe bringt im Juni allwöchentlich ein total
neues Programm. Der Vorverkauf für die Eröffnungsvor-
ſtellung am Sonntag iſt eroffnet.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Eigentumsvergehen. Der ſchon ſehr oft vorbeſtrafte Fleiſcher
Otto Heßler von hier, ein 37jähriger Mann, der gegenwärtig
drei Jahre und ſieben Monate Gefängnis zu verbüßen hat,
hatte im Auguſt v. J. weitere Betrügereien begangen. Er ver-
ſchaffte ſich in Zöſchen und Merſeburg bei Gaſtwirten unter
falſchen Angaben Koſt und Logis und borgte ſich ein Fahrrad,
das er bald für 15 Mk. verkaufte. H. wurde zu einer Zuſatz-
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flrafe von acht Monaten Gefängnis verurteilt. Der erſt
198jährige Schneidergeſelle Max olf, ebenfalls vorbeſtraft,
hat im Januar d. J. in Gräfenhainichen Arbeiter emp
findlich geſchädigt. Er ſtellte ſich Arbeitern gegenüber als
Bohrmeiſter vor, der ihnen gute und lohnende Arbeit ver-
ſchaffen könne. Die Arbeiter ſchenkten ihm Glauben, vertrauten
ihm ein Fahrrad, Uhr und Geldbeträge an und der Betrüger
verſchwand mit den Sachen. Einem dortigen Heizer ſoll ergelegentlich eines Beſuches eine Geldbörſe mit 60 Mk. Sihait

entwendet haben. W. wurde wegen Betruges zu ſieben
Monaten Gefängnis verurteilt. Der Fall Entwendung der
60 Mk. wurde vertagt.

Aus der Provinz.
Sozialdemokratiſcher Verein für den Wahlkreis

Wittenberg-Schweinitz.
Jahresbericht.

Laut Beſchluß des Parteivorſtandes ſchließt das Geſchäfts-
jahr mit dem 30. März und umfaßt nur neun Monate. Der
Bericht erſtreckt ſich vom 1. Juli 1912 bis 30. März 1913. Auch
in dieſem Jahre iſt der Kreisvorſtand trotz ungünſtiger Ver-
hältniſſe in manchen Orten in der Lage, über einen Fortſchritt
berichten zu können. Es muß bemerkt werden, daß die un-
günſtige Konjunktur im Baugewerbe, verloren gegangene
Streiks, die Stillegung ganzer Betriebe auf die Parteibewe-
gung hemmend eingewirkt haben. Ebenſo konnte eine durch-
greifende Agitation, wie ſie im vorigen Berichtsjahr zu den
Reichstagswahlen ſtattgefunden hat, wegen Mangel an den
nötigen Mitteln nicht vorgenommen werden, obwohl die Be-
zirkegaſſe uns zu dieſem Zwecke einige Mittel zur Verfügung
ſtellte.

Die Abſicht des Kreisvorſtandes, in ſämtlichen Orten, wo
uns zur Reichstagswahl Lokale oder Plätze zu Verſammlungen
zur Verfügung geſtanden haben, im Berichtsjahre wieder Ver-
ſammlungen abzuhalten, konnte infolge der angeführten
Gründe nicht ausgeführt werden.

Oeffentliche Verſammlungen haben 24 in 7 Orten, in Lokalen
und unter freiem Himmel ſtattgefunden.

Zur Förderung der Bildung wurden im März in Kemberg,
Schweinitz und Holzdorf Lichtbildervorträge von der Genoſſin
Wartenburg aus Hamburg abgehalten. Außerdem wurden
zu den verſchiedenen Filialverſammlungen Genoſſen aus der
Agitationskommiſſion zur Förderung einer planmäßigen Agi-
tation entſendet.

Die Beteiligung der Genoſſen an der Agitation war be-
friedigend. So konnte der Stadt und Landbote, die Kalender
und ſonſtiges Agitationsmaterial pünktlich verbreitet werden.
Zur Verbreitung kamen 10000 Kalender, 50000 Flugblätter,
15 000 Handzettel und 1000 polniſche Kalender und Broſchüren.
Die Kaſſenverhältniſſe geſtalten ſich folgendermaßen: Ein-
nahme 3309,64 Mk., Ausgabe 2927,85 Mk., Beſtand 381,79 Mk.

Von der Bezirkskaſſe hat der Kreis 200 Mk. erhalten.
Bei Beginn des Geſchäftsjahres waren 820 und am Schluſſe

879 Mitglieder vorhanden, alſo ein Mehr von 59 Mitgliedern.
Dieſelben verteilen ſich auf 13 Bezirke und 41 Orte. Gewerk
ſchaftsmitglieder ſind zirka 2500 im Kreiſe vorhanden. Soweit
dem Kreisvorſtand bekannt geworden iſt, haben die Mitglieder-
verſammlungen regelmäßig ſtattgefunden. Volksblattfilialen
beſtanden in 8 Orten.

Drei gerichtliche Beſtrafungen haben wir zu verzeichnen, und
zwar eine wegen Veranſtaltung eines öffentlichen Aufzugs mit
10 Mk. und eine wegen Beſchäftigung Jugendlicher; hiergegen
wurde Berufung eingelegt und Freiſpruch erzielt. Die dritte
Strafe wurde wegen angeblicher Beleidigung des Landrats von
Trotha durch den Reichstagskandidaten Genoſſen Julius
Hildebrandt ausgeſprochen. Der öffentliche Ankläger erzielte
eine Geldſtrafe von 200 Mark. Eine von verſchiedenen Partei-
genoſſen gegen den Landrat angeſtrengte Beleidigungsklage
wurde zurückgewieſen. Den Parteitag beſuchte der Genoſſe
Hildebrandt. Die Agitationskommiſſion hielt 8 Sitzungen ab,
in welchen bei gutem Beſuch alle Agitationsarbeiten ihre Er-
ledigung fanden. Bezirksführerkonferenzen wurden zwei, in
Schweinitz und Kemberg, abgehalten. Dieſelben waren gut be
ſucht.

An Eingängen und Ausgängen ſind je zirka 400 zu ver
zeichnen. Viele Angelegenheiten wurden durch mündliche Aus
ſprache erledigt, und iſt der Kreisvorſtand der Anſicht, auch in
dieſem Jahre ſeine Schuldigkeit getan zu haben.

Jmmer noch ſteht uns ein großes Stück Arbeit bevor. Es
gilt, den Kreis zu gewinnen. Wir richten an alle Partei-
genoſſen die dringende Mahnung, bei allen Agitationsarbeiten
vehilflich zu ſein.

Auf zur neuen Arbeit!
Der Kreisvorſtand.

Wittenberg. Die Stadtverordneten kamen zu einer
kurzen Sitzung zuſammen, um der Form halber nochmals über
die Anſtellung des zweiten Bürgermeiſters zu beſchließen. Die

letzte Sitzung war nämlich entgegen der Städteordnung, die
3 Tage verlangt, nur 2 Tage vorher einberufen. Natürlich
fiel das diesmalige Wahlreſultat für den Hauptkandidaten,
Dr. Thelemann, noch weit günſtiger aus als am vorigen Male;
er erhielt 24 Stimmen von 25 Anweſenden. Der Erſte Bürger-
meiſter Dr. Schirmer erläßt hierauf noch einen beweglichen
Appell an die Bürgerſchaft zur Uebernahme von Freiquartieren
gelegentlich der Jubiläumsfeier des hieſigen 20. Jnfanterie-
regimenis. Man erwartet, daß für etwa 3000 Mann Quartier
geſchaffen werden muß. Selbſt die Schulen ſollen zu Hilfe ge-
nommen werden und aus dieſem Grunde bei der Regierung
eine Verlegung der Schulferien um eine Woche beantragt
werden. Der Ferienanfang ſoll danach auf den 24. Juni fallen.
Warten wir es ab, inwiefern die Regierung den Wünſchen
unſerer Hurrapatrioten entgegenkommt. Die Arbeiterſchaft
hat jedenfalls keine Veranlaſſung, an dem Gelingen dieſes
Feſtes, deſſen Urſache und Zwecke rein militäriſchen Charakter
tragen, mitzuwirken.

Beim Baden ertrunken. Beim Baden in der Elbe
an verbotenen Stellen ſind der 18jährige Schneiderlehrling
Curt Michel, aus Mühlhauſen in Thüringen gebürtig, und der
16jährige Sohn des Portiers Höfig ertrunken.

Kleinwittenberg. Jn der letzten Gemeindevertreter-
ſitzung wurde das Geſuch wegen Anſtellung einer unpar-
teiiſchen Leichenwäſcherin, da kein Grund hierzu vorliegt, ab-
gelehnt. Zur Unterbringung der A. W. in eine Lungenheil-
ſtätte in Oranienbaum wurden 40 Mk. bewilligt. Die Anord-
nung des Kreisbrandmeiſters, eine Umpflaſterung im Spritzen-
hauſe vorzunehmen, wurde abgelehnt. Ein Antrag des Ver-
ſchönerungsvereins, das Denkmal und Einfriedigung desſelben
auf dem Marktplatze mit einem neuen Anſtrich zu verſehen,
wurde bis zur nächſten Sitzung vertagt. Beſchloſſen wurde,
die weſtliche Seite des Marktplatzes demſelben Verein zur Her-
richtung von Anlagen freizugeben. Es dürfen alſo von jetzt ab
nur die angelegten Wege benutzt werden. Böswillige Ueber-
tretungen können eventl. beſtraft werden. Anklagen des Vor-
ſtehers gegen den Nachtwächter wegen Nichtausführung der ihm
übertragenen Arbeiten ſollen in der nächſten Sitzung geregelt
und der Nachtwächter dazu geladen werden. Die Spritzen-
haustore und Friedhofspumpe ſollen geſtrichen werden. Die
Lieferung einer waſſerdichten Plane zur Verdeckung des
Leichenwagens wurde Herrn Hamann übertragen. Die Tiſche,
Bänke und ſonſtigen Utenſilien der Kleinkinderſchule ſollen
öffentlich verkauft und die Schule als Wohnung hergerichtet
werden. Der Vorſteher gab bekannt, daß die Wieſenparzelle
Nr. 20 auf drei Jahre an den Landwirt Lerm zu Schmilkendorf
verpachtet iſt.

Kemberg. Einbruch. Bei dem Holzhändler Strench
drang ein Dieb in das Kontor, erbrach das Pult und ſtahl 500
Mark. Der Verdacht lenkte ſich ſofort auf den Kutſcher Suppe
aus Berlin, der bei Strench in Arbeit ſtand und ſeit dem Ein-
bruch verſchwunden iſt. Es hat den Anſchein, als ob er ſich mit
ſeinem Raube nach Berlin gewandt habe.

Vereine und Verſammlungen.
Sangerhauſen. Gewerfſchaftskartell. Laut Beſchluß

der Kartellkonferenz ſoll für den Regierungsbezirk Merſeburg
ein eigenes Bezirksſekretariat errichtet werden. Das Gewerk-
ſchaftskartell beruft deshalb auf Dienstag, den 3. abends
8 Uhr, eine Kartellſitzung ein, zu der auch ſämtliche Vorſtände
der Gewerkſchaften geladen werden, um über die Koſtenfrage
zu verhandeln. Beſondere Einladungen ergehen nicht.

Allerlei.
Chriſtliche Duldſamkeit.

Das Moniſtiſche Jahrhundert erzählt folgende erbauliche
Geſchichte von der Toleranz der chriſtlichen Kirche:

Sie iſt einfältiger, wackerer Leute Kind, dient in Dresden-
Blaſewitz als Magd und tötet ſich. Der Arzt beſcheinigt,
daß die Unglückliche in geiſtiger Umn achtung gehandelt.
Der Dienſtherr läßt der Toten, um den hartbetroffenen Eltern
doch einen Troſt zu ſchaffen, einen ſchönen Grabſtein ſetzen mit
der üblichen Jnſchrift: „Hier ruhet in Gott Aber die
Kirche, die mit Gott in genauer Verbindung ſteht, widerſpricht.
Der Stein muß weg. Der Dienſtherr läßt ihn abſchleifen
und das Aergernis „Gott“ beſeitigen. Die Jnſchrift lautet
alsbald: „Hier ruht in Frieden Doch auf einem
chriſtlichen Friedhofe darf eine geiſtig kranke Selbſtmörderin
auch nicht in Frieden ruhen. Die Kirche dekretiert demgemäß.
Der Stein wird alſo zum zweiten Male abgeſchliffen. Jetzt
gibt er nun an: „Hier ruht ſanft Da im ganzen lieben
Europa ja doch kein verſtändiger Menſch mehr glauben kann,
daß die arme, im Grabe von der barmherzigſten aller Kirchen
behörden ſo herb gerichtete Unſchuld auf dieſem „Friedhof“
ſanft ruhe, genehmigten die Nachfolger des „Friedefürſten
und Menſchenknechts“ gnadenreich den Text.

Und da jammern die Frommen auf ihren Tagungen über die
immer mehr zunehmende Ungläubigkeit der Maſſen. Letzten
Endes ſind die Zeloten doch ſelbſt daran ſchuld, wenn die Er-
kenntnis ſich immer mehr Bahn bricht, daß das Treiben der
Frommen mit wahrer Religiöſität wenig gemein hat.

Preußiſche Landratsſorgen.
Man ſchreibt dem B. T.: Der Geſchäftskreis des preußiſchen

Landrats iſt bekanntlich ungmein ausgedehnt. Wie vielſeitig
dieſe Tätigkeit iſt, geht wieder aus folgender Bekanntmachung
hervor, die der Landrat Freiherr v. Salmuth im letzten
Liegnitzer Kreisblatt unter Nummer 346 veröffentlicht: „20 Mk.

Belohnung! Seit dem 13. Mai 1913 wird ein rothrauner, lang
haariger Jagd hund (Jriſh-Setter), ausgeſprochene len
tend rotbraune Farbe, dem Herrn Generalmajor von
Conta hierſelbſt gehörig, vermißt. An den Läufen und
am Schwanz haarige Fahne von etwas hellerer Färbung. Farbe
der Augen hellbraun, Größe etwa 60 bis 70 Zentimeter und
auf den Namen Wolf hörend. Er hatte um den Hals ledernes
Halsband mit Namen auf gelbem Schilde und angenieteter
Hundeſteuermarke. Die beiden Hälften des Halsbandes waren
durch Ringe ineinander zu ſtecken, von dem der eine aus Eiſen,
der andere aus Meſſing gefertigt waren. Die äußerſte Spitze
des ledernen Schnallendes war nach dem Durchziehen durch die
Schnalle mittels Schraubenknopf am Halsbande wieder be
feſtigt. Jch erſuche, nach dem Verbleib des Hundes Nachfor-
ſchungen anzuſtellen und eventuell für die Ablieferung des
Hundes an den Eigentümer Sorge zu tragen. Liegnitz, den
19. Mai 1913. Der Königliche Landrat. Freiherr
v. Salmuth.

Hier haben wir wieder einmal ein wahrhaft erhebendes Bei-
ſpiel dafür, mit welch geradezu väterlicher Fürſorge ein preu-
ßiſcher Landrat ſich der Intereſſen der Bevölkerung des von
ihm verwalteten Kreiſes annimmt.

Kriegsſchiffe gegen Fiſcherkähne!
Eine Anzahl fremder, angeblich deutſcher Kriegs-

ſchiffe, die vor Chriſtianſund manövrierten, ſind nachts mitten
in eine norwegiſche Fiſcherflotte gefahrenund haben an deren Nettzzen und Gerätſchaften bedeutenden
Schaden angerichtet. Auf die Signale der Fiſcher ſollen die
Kriegsſchiffe, der Frkf. Ztg. zufolge, überhaupt keine Rückſicht
genommen haben.

Hoffentlich erfährt man noch, welche Kriegsflotte ſich mit
ſolch unſterblichem Ruhme bedeckte!

Vom Schlachtfelde der Arbeit.
Jn der Dhynamitfabrik Paulilles bei Port Vendres

(Frankreich) erfolgten am Donnerstag morgen kurz nachein-
ander drei Exploſionen. Die Apparate zur Herſtellung von
Sprengſtoffen flogen in die Luft, die Trümmer des Gebäudes
wurden bis ins Meer geſchleudert. Man ſpricht von ſechs
Toten und mehreren Verwundeten Drei Tote ſind bisher auf
gefunden worden. Drei Perſonen werden vermißt.

Jm Stollen des Leitzachwerkes bei Mühlau in Oberbayern,
eines Elektrizitätswerkes, ſtürzten beim Auswechſeln der Zim
merung für die Betonierung Erdmaſſen zuſammen und be
gruben vier Arbeiter. Von den Verunglückten wurde einer tot
aufgefunden, während der zweite ſtarb, als er wieder an das
Licht kam, der dritte iſt tödlich verletzt.

Zwei Edelſte und Beſte.
Das Pariſer Zuchtpolizeigericht verurteilte den aus

Galizien ſtammenden Grafen Sobanski, der durch Fäl-
ſchung von Pfandſcheinen verſchiedene Juweliere um
beträchtliche Geldſummen betrogen hatte, zu zwei Jahren
Gefängnis und deſſen Mitſchuldige, die Prinzeſſin
Puzina, zu einem Jahre Gefängnis. Sobanski
hatte erklärt, daß er die Betrügereien nicht des Geldes wegen
verübt hatte, ſondern weil es ihm „Vergnügen“ bereitete, die
Leute hineinzulegen. So kann ſich nur „alter Adel“
amüſieren.

Kleines Allerlei. Sechs Fälle von Genitkſtarre
wurden im Knappſchaftslazarett von Hielſchowitz feftge
ſtellt. Ein Grubenarbeiter iſt bereits geſtorben. Bei
einer braven Tat tödlich verunglückt iſt in Berlin
der Leutnant Lewandowski. Er ſprang einem in der
Annenſtraße durchgehenden Pferde eines Schlächterfuhrwerks,
um ein Unheil zu verhüten, in die Zügel. Es gelang ihm nicht
das raſende Tier aufzuhalten. Er wurde umgeriſſen und der
art überfahren, daß er auf der Stelle verſtarb. Selbſt-
mord eines Leutnants. Leutnant Turner vom 61. Jn-
fanterie- Regiment in Thorn hat ſich in ſeiner Wohnung er
ſchoſſen. Der Grund des Selbſtmordes iſt noch unbekannt.

Literariſches.
Mutter. Ein Frauenſchickſal von Joh. Ferch. Ein neuer

Roman, der in der ſchnell bekannt gewordenen Serie Vorwärts-
Bibliothek in unſerem Berliner Parteiverlage erſchienen iſt.
Ein eigenartiges Buch, das Kampfesluſt und Güte, Jnnigkeit und
ſoziales Verſtändnis mit einander verbindet. Jn allen Arbeiter
familien wird das Buch, das uns die Leiden der Proletarierin als
Mutter zeigt, mit Begeiſterung geleſen werden. Der billige Preis

es koſtet gut gebunden 1 Mark macht die Anſchaffung all-
gemein möglich. Zu beziehen iſt Mutter, wie alle anderen Bücher
der Vorwärts-Bibliothek, durch alle Buchhandlungen.

Quittung.
Halle. Für die Jugendbewegung vom Genoſſen Kasparek 1 M.

erhalten. Das Parteiſekretariat.Mühlberg. Für den Reichstagswahlfonds gingen bei der Kreis
kaſſe vom Diſtrikt Naundorf-Lauchhammer ein: Auf Liſte Nr. 966
10,25, 967 10,30, 968 8,15, 969 5,05 Mark. Karl Wendt.

eder Uhren u Goldwaren
bei der als reell und billig bekannten Firma 122

her Max Hernnardt.
Sorgfältige und ſolide Reparatur-Werkſtatt für Uhren.

c rer Rr d e ie ehe
1340 FürSommerkegte und

Wasrerfahrten
empfehle:

Papierlaternen
Luftballons
Abſchießvögel
Abſchießſterne
Armbrüſte
Stechvögel
Ballfiguren
Ring- u. Figurenſcheiben
Fahnen

rommelnCleverstol7? J
Margarine.

Vereins Ahreichen

Veriosungs Artikel
in gry*zrtt er Auswahl

zu niedrigſten Engros Preiſen.

lvin Nentze,
itgl. d. Rab.- Spar Vereins.

24 Schmeerstr. 24.
Kaufe Sonnabend und
1331 Sonntag:
Alte Kanarienhähne

u. ſunge u. alt. Weibchen
und zahle à Stck. 59 Pf.

80

Solten
günstige Haufgelegenneſt

Jn MWaſſen-Auswahl, zu wirklich ſpottbillige
z Preiſen, empfehle:

Jackett- Anzüge Meilen reihe h W 109
Aackett u. Wegte ger Sofe 10001180 129

Rock-Anzüge San e m S W 189
Knaben Anzüge gifegeren en s 29
Sommer- Paletots Sang ten gödlis do 144

Hosen in den neueſten Streifen und allen Stoff- 900

arten 4.00 3.00 M.Gummi- Mäntel Rozner Mäntel Pelerinen
Lustre- u. Leinen-Toppen Sommer- Anzüge
Sommer Hosen Jacketts Westen

enorm billig
Trotz der enorm billigen Preiſe

59 Rabatt 5 h.
Gustav Zeinsch, Man

an

im Roten Turm.
45

ne

2 Strnssenrenner. Ein Marktſtand
e) ſowieDebersetzung, verkauft für 45 ſämtliches Zubehör ſofort ſehr billig

Dkl. Bettſt., n e und 25 Mark M. Sehinudller, ver Näheres Tor-18 Magdeburgerſtr. 60, st. 1320 R. VUrrichsetr. 85. 1325 a stragse SI, I.

C. e ngerling., Torst.20 j elegante Maschinen mit grosser
—TZDZAZZ



F Berſuchen Sie bitte r um r Unterſchied im e en kennen
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Emmenthaler 90
W Schwelzerkäse
Allerfeinſte unübertroffene 1/2 e v

Ziüten Zuſter 5 o

garäntlert reine Holkereibuiter 65

Morgen, Sonnabend 10 Uhr vorm.

Eröffnung
meiner neuen Filiale Ammendorf

Bahnhoſstrasse 2.
Auf alle Waren vergüte, trotz deralleräußerſten Preife, 5 Frozent Rabatt.

r Waren, mit welchen Sie nicht zufrieden,
D erbitte gegen vollen Betrag wieder retour

W Bei Abgabe dieſer Annonce und Einkauf von R
o mindeſtens für 2 Mk. irgend welcher Waren W
W laſſe morgen zur Probe von Knäuſels welt- W
W berühmten Molk.Taf.ButterErſatz Margarine Fü

e Tafelgöttin
w Pfd. qratis

nur in der neuen Filiale Ammendorf
verabreichen, damit jeder Kunde, die hervorragende unüber-

troffene Qualität unbedingt koſtenlos kennen lernt.

Knäusels Molkerel-Tafel-Butter-Ersatz
iſt infolge ſeines delikaten, reinen, milden Geſchmacks in
tauſenden und abertauſenden Familien, Kliniken, Kinder
heilanſtalten, Krankenhäuſern, Hotels, Reſtaurants uſw.
uſw. ſeit Jahren eingeführt. W Wer probt, lobt! W

Dr. Küttner, Chr. UVlrich
vom Königlichen Amts und Landgericht
Leipzig, für Nahrungsmittel vereidigte

Sachverſtändige, ſchreiben

„Jhre uns geſandte Probe zeichnet ſich
durch guten Geruch und äußerſt feinen mil-

I den Geſchmack aus. Der Fettgehalt, der
Waſſergehalt und die Säuregrade ſind wie
bei einer Naturbutter in durchaus normalen
Grenzen. Wir können Jhr Produkt als

I von ausgezeichneter Qualität bezeichnen
I und dürfte dasſelbe einen vollſtändigen
I Erſatz für Molkereibutter bieten.“

Zu alleräußerſten Preiſen empfehle ferner

wegen Sſhſpkenwurſt 120
v Rot Leberwurſt 79Feder

I Auerfeinf Pfg.Se Mettwurſt 1 W 118

Ia Hulberſtädtet 154
I 1335 3 Paar nur 40 Pfg. 5“/0 Rab.

Allerfeinſten Speck Pfund 90
deutſchen P U nur Rab.

la friſchen öchmer 66
h KsSarkobſt billiger! S

Ia. A Konen, allerbeſte Qualität, 1 Pfd. 64 Pf., 5*Rab.Ia. Rinxiüpfſel, allerbeſte Qualität, 1 Pfd. 39 Pf., 5 Rab.
Ia. PIaumen, allerbeſte Qualität, 1 Pfd. 33 Pf., 3 „Rab.
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Gelegenheitskauf
vur guter und roolleor

Sehuhwaren
Finzelpaare und braune
Stiefel besonders billig.

Ein Versuch wird Sie von der Preiswürd ligkeit Uberzeugen.

M. Reinicke,
e

Ilö00 Stoff-Hoven
verkaufe um damit zu räumen, zu folgenden ſelten

billigen Preiſen:

Serie I Serie II Serie III Serie IVHerren- Herren- Herren- Herren-
Stoffhose] Stoffhose Stoffhose Stoffhose
in dunklen, in haltbaren in den vor in den wun
geſtreiften derbarſtenu. karierten ode GroßſtadtMuſſtern muſtern ben muſtern

per 2Trotz des billigen Verkaufs 5 Rabatt.
ſich gefälligſt in den Auslagen davon zu über

zeugen.e Crnst Renner.

lelsent Fieſe e
KalbfleiſchRindfleiſch z. Brat., Rind u.e Knochen 90-95 d

weinekamm u. ede a Pfd. 1 83
Robert Hammor, ine a
Kinder und Sportwagen.

Beste Zeitzer und Brennabor-Fabrikate,

Kinder-Sportwagen et Zeituer 4“
9.50 6.95

Klapp-Sportwagen
Gummiräder von M. 365.00 bis

Kinderwagen heninmirädern nd
Porzellangriſten von Mk. 60.00 bis

Kinderwagen vovon M. 60.00 bish e Vor ar 44
von M. 20.00 bis 1.45 95

m nen rege garſen ſyrgücherte haurectlacht. Rotwurst
zu räumen, verkaufe ich von Sonnnhoend bis Dienstag das

1330 Pfund zu 80 Pfg.
hen Ca. Sumtliche Wurstpreise ermässigt
Hehmer und kettes Fleisch Pfd. 70 Pf. rrtewert

Mitgl. d. R. Sp.

Ansiohts- Postkarten
oempf ehlt Die Volks Buohhandliung.

Auf Tellzahlun
liefere reelkn en
artikel, Gardinen1227 ſtoffe uſw. leid
Friedrich Gronau,

Barfüßerſtraße
Anerbesto, Kurzxgepuuerte

tüde Kumillen
Knuft je derzeit 1345

Teefahbrik, r e
Pcnſk Don er

sehr billig. 1336
C. F. Ritter,

Sang orhausenJe
Gehacktes nd 80See pro Pfd. 90
Schweine-, Hammel undch e alle Sorten friſ

urſt empfiehltFr. hienemann,
Rexeisgasse 1416.

Kartoffeln
gutkochende magnum bonumind 5 to date, a Ztr. 2.75

fund 30 empfiehltv. Albert Streuber,
1323 Thomaſiusſtraße 36

Kaufe ied. Roſt. pngen

alte (äßarienweidd. S

Sonnabend d. 31. Mai u.
Sonntag d. 1. Juni.
*711 G. Kummer,

Brunoswarte 1, II.

J e Sgrössere nd Klenere

n iüusflügel!
Spezialkarte des Saalkreiſes

Preis 20 Pfg.
Radfahrkarten

in verſchiedenen Preislagen.

Spezialkarte des Harzes
Preis 25 Pfg.
Spezialkarte der

Provinz Sachſen
Preis 1 Mk.

Spezialkarte Thüringens
Preis 40 Pfg.

Larte von Mittel- Europa
Preis 50 Pfg.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung Halle a. S.

c]h][]——*——Sonnabend, 31. Mai

F. Doberihtz,
Saalberg 21.

1344 Mitglied des Rab.Sp.V.

Heute enSchlincehiRobert ev
1318 Triftſtr. 6.

Schlachtefest.

Arbeitsmarkt
Krüſtige Poctmödchen

bei hohem Lohn ſtellt ein
710 Nagelfabrik Diemitz.

Preisen abzugeben:

moderne Eorm, sonst 11.50.
Rox-Herren-Schnürstiefel, sehr dauerhaft
Dann BRoxuoalf-Schnürstiefel,

Gonst 11.60

Damen-Schnürstiefel, Lackleder, sonst 10.50

Rox-Kinder-Schnürstiefel, 31

Durch günstigen Einkauf bin ich in der Lage, folgende Artikel zu spottbilligen
1337

Ein grosser Poſten Chevreaux- Herren -Schnürstiefel,
jetzt 9.00 M.

7.50 M.
„Goodyear Welt“

jetzt 8.75 M.
jetzt 8.75 M.

/35 4.50, 27/30 3. 75 M.

Ein grosser Poſten zurückgesetzte Einzelpaare P spottbillig.

Webachs SChuhwarenn e 12

tig für edermann
Führer durchdas Gewerbe

und Kaufmannsgerichts-
Geſetz.

Preis 25 Pfg.
Führer durch d. preußiſche

Eilommenſteuer Geſetz.

Führer durch die Land-
gemeinde Ordnung

Preis 30 Pfg.
Führer durch die Geſetze
über die Peuſionierung der

fſiziere

und über die
Verſorgung der Unterklaſen

des Reichsheeres, der Ra
rine und der Fhuttruypen

Preis 50 PFührer dirhdasſrurtker

VerficherungsGeſetz.
Preis 30 Pfs.

Führer für den Milſtür-
plchtigen.
Preis x0 Pfg.

Führer durch v Miet

Preis 40 Pfg.
Führer durchdas Gewerbe

UnſallBerſicherungsgeſetz

Preis 25 Pfg.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 125 Halle (Saale), Soemabend den 31. Mai 1913 24. Jahrg.

Deutſcher Reichstag.
154. Sſhung. Donnerstag, den 29. Mai, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Dr. Delbrück.
Die

zweite Beratung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes
wird fortgeſetzt.

Die erſten Paragraphen werden ohne Debatte angenommen.
F 5 beſtimmt, daß durch Eheſchließung mit einem Deutſchen

dic Frau die Staatsangehörigkeit des Mannes erwirbt. Nach einem
ſozialdemokratiſchen Antrag ſoll dieſer Paragraph lauten: „Eine
Ausländerin, die die Ehe mit einem Deutſchen geſchloſſen hat, iſt
auf ihren Antrag in dem Bundesſtaat einzubürgern, dem ihr Ehe-
mann angehört.“

Abg. Bernſtein (Soz.)
begründet dieſen Antrag damit, daß das Recht der Frau auf ihre
Perſönlichkeit auch in dieſem Geſetz zum Ausdruck kommen müſſe
und daſ; daher eine automatiſche Erlangung der Staatsangehörig-
keti nicht in Frage kommen ſolle. Wenn man verlangt, daß die
Krau dem Manne in jeder Beziehung folgen ſoll, ſo müßte das auch
bei der Konfeſſion verlangt werden, aber ſelbſt das Zentrum fordert
nur, daß die Frau, die einen Nichtkatholiken heiratet, katholiſch
bleiben ſoll, wenn ſie es vorher war. Wir wollen, daß die Deutſche,
die einen Ausländer heiratet, deutſch, und die Ausländerin, die
einen Deutſchen heiratet, wenn ſie es wünſcht, Ausländerin bleiben
kann. Das liegt in der Richtung der allgemeinen kulturellen und
ſozialen Entwickelung. (Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt, S 5 in der
Kommiſſionsfaſſung angenommen. S 6 geſtattet jedem Deutſchen,
die Staatsangehörigkeit in jedem Bundesſtaat durch Antrag zu
erwerben.

Ein Antrag Albrecht (Soz.) verlangt, daß dieſe Erwerbung
durch die bloße Niederlaſſung, eventuell durch Erwerbung des
Unterſtützungswohnſitzes, erfolge. Die Beſtimmung, daß der An-
trag einer Verheirateten der Zuſtimmung des Ehemanns bedürfe,
ſoll nach dem ſozialdemokratiſchen Antrag geſtrichen werden.

Abg. Dr. Quarck (Soz.)
Man ſpricht bei dieſem Geſetz ſo viel von der Stärkung des

Volkabewußtſeins. Nun, wir verlangen die nationale Gleichſtellung
aller Deutſchen im Reiche und in jedem Bundesſtaat, und das hat
man in der Kommiſſion abgelehnt. Dadurch muß doch der Parti-
kularismus in den 26 Bundesſtaaten gefördert werden! Am meiſten
wechſeln die Arbeiter, Angeſtellten, Techniker uſw. ihren Wohnſitz
und damit ihren Bundesſtaat. Dieſe Schichten ſind allerdings die-
jenigen, die am meiſten politiſch intereſſiert ſind, und damit ſie ſich
wenigſtens nicht allzubald an Landtags und Gemeindewahlen be-
teiligen können, macht man ihnen bei der Erwerbung der neuen
Staatsangehörigkeit die unglaublichſten Schwierigkeiten. Am beſten
wäre die Schaffung einer unmittelbaren Reichsangehörigkeit, deren
Vorbereitung wir ja auch in einer Reſolution verlangen. (Bravol
bei den Sozialdemokraten.

Unter Ablehnung der ſozialdemokratiſchen Anträge wird der
HKommiſſionsantrag angenommen.

Zu S 7 (Einbürgerung von Ausländern) beantragt Abgeord-
neter Albrecht (Soz.), daß ein ſolcher Antrag, der den ſonſtigen Be-
dingungen entſpricht, nicht abgewieſen werden darf, wenn der Aus-
länder zwei Jahre im Jnland gewohnt hat. Der Mangel der Un-
beſcholtenheit ſoll nicht in Tatſachen erblickt werden dürfen, die der
politiſchen Geſinnung oder Betätigung oder der Konfeſſion des
Antragſtellers entnommen ſind. Ein Eventualantrag Albrecht (Sog.
verlangt, daß die Einbürgerung nicht verſagt werden darf, wenn
der Antragſteller aus der Ehe eines Ausländers mit einer Deutſchen
ſtammt oder wenn er in Deutſchland geboren iſt und bis zur Voll-
jährigkeit ohne weſentliche Unterbrechung hier gewohnt und den
Antrag innerhalb zweier Jahre nach Eintritt der Volljährigkeit ge-
ſtellt hat.

Abg. Bernſtein (Soz.):
Unſer Antrag will den Ausländern ein Recht auf Einbürge-

rung geben, das ſie im Rechtswege verfolgen können. Wir ver-
langen das aus nationalen Gründen, zur Annäherung und Durch-
dringung der Nationen und wir wünſchen, die Macht der Verwal-
tungsbehörden zu beſchränken. Mit dem modernen Verkehr wächſt
ſtändig die Zahl der Ausländer in allen Stagten. Warum ſollen
dieſe fleißigen Mitbürger minderen Rechtes ſein? Die Schweiz
hat den Ausländern ein Recht auf Einbürgerung gegeben, bei uns
aber ſoll das im Belieben der Behörden liegen. Selbſtverſtändlich
darf Geſinnung und Konfeſſion keinen Einfluß üben. Ungleiches
Recht ſchafft auch ungleiche Moral. Die Vereinigten Staaten
zeigen, wie gleiches Recht gleiche Moral und eine einheitliche
Nation erzeugt. Die unſauberen Elemente kann man auf keine
Weiſe fernhalten, deshalb haben England und Amerika auch den
Paßzwang abgeſchafft. Die Kulturentwickelung bringt die Völker
immer mehr rn deshalb verlangen wir die Beſeitigung derkünſtlichen ar ließung. (Leohaftes Bravo! bei den Sozialdemo-

kraten.)
Direklor im Reichsamt des Jnnern, Geheimrat Lewald: Die

Sozialdemokraten überſehen die geographiſche Situation des Deut-
ſchen Reiches. Wir können nicht ohne weiteres alle aus dem Oſten
zu uns ſtrömenden Ausländer an den Segnungen unſerer hoch-
entwickelten Sozialpolitik teilnehmen laſſen. (Zuſtimmung rechts
und im Zentrum.) Auch die Vereinigten Staaten ſieben ſehr
ſorgfältig, ehe ſie jemanden hineinlaſſen, und gegen die Zurück-
weiſung in Ellis Eiland ſteht niemandem der Rechtsweg offen. Diegonfeſſlon ſpielt heute ſchon keine Rolle. (Zuruf bei den Sozial-
demokraten: Das glaubt ja kein Menſch) Von 600 Einbürgerungs-
geſuchen von ſind über die Hälfte genehmigt worden. Aus
nationalen Gründen müſſen wir uns vor zu ſtarker Zuwanderung
aus dem Oſten ſchützen können. Beifall bei den bürgerlichen

Parteien.) An

Abg. BeckerArnsberg (Z.) führt aus, daß die Erleichterung der
Einbürgerung die Einfuhr von Kulis und anderen Lohndrückern
fördern würde.

Abg. Landsberg (Sogz.):
Wenn die ausländiſchen Arbeiter Staatsbürgerrechte erlangen

können, dann werden ſie keine Lohndrücker mehr ſein, denn ſie ſind
heute deshalb gefährlich, weil ſie ausgewieſen werden, wenn ſie ſich
nicht als Lohndrücker gebrauchen laſſen und ſich mit den deutſchen
Arbeitern ſolidariſch erklären. (Lebhafte Zuſtimmung bei den
Sozialdemokraten. Rechnet Herr Lewald zu den Segnungen deut-
ſcher Geſetze auch das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht? (Sehr gut!
bei den Sozialdemokraten. Soweit wir gute Geſgtze haben, wer-
den ſie reaktionär durchgeführt. Die Perſonen, denen wir das
Recht auf Einbürgerung geben wollen, werden in anderen Kultur-
ländern niemals zurückgewieſen. Zuerſt waren in der Kommiſſion
auch die Nationalliberalen für unſeren Antrag, dann gegen ihn,
vielleicht ſind ſie jetzt doch wieder für ihn. Heiterkeit bei den
Sozialdemokraten. Wenn Sie unſere Anträge jetzt nicht an-
nehmen, ſo werden Jahrzehnte vergehen, ehe Deutſchland in
gleicher Reihe mit den anderen Kulturſtaaten ſtehen wird. Beifall
bei den Sozialdemokraten.

Abg. Brühne (Soz.)
Auch in dem neuen Geſetz, das wir endlich nach 20 Jahren

bekommen, heißt es immer nur, ein Ausländer „kann“ die Staats-
angehörigkeit erwerben. Damit wird alles bleiben wie bisher,
Wohlhabende werden leicht naturaliſiert werden. Arbeitern wird
es abgelehnt werden, namentlich wenn ſie ſich gewerkſchaftlich oder
politiſch in unſerer Partei betätigen. Sie ſollten das verhindern,
indem Sie unſeren Anträgen zuſtimmen.

Abg. Bernſtein (Soz.):
Der Geheimrat Lewald hat auf die Zurückweiſung einiger Ein-

wanderer durch die Vereinigten Staaten hingewieſen Dort beſtehen
aber beſtimmte Vorſchriften dafür, nicht etwa freies Ermeſſen des
Kommiſſars. Außerdem handelt es ſich hier um etwas anderes,
nämlich um die Einbürgerung von ſolchen, die im Lande leben
und ihre Exiſtenz haben. (Sehr wahrl bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Dr. Quarck (Soz.)
Gerade die chriſtlichen Arbeitervereine, die mit Herrn Becker

in Verbindung ſtehen, verhindern die Hebung ausländiſcher Ar-
beiter, indem ſie ſich von der Verbindung der deutſchen Arbeiter-
bewegung zurückhalten. Jn Frankfurt a. M. wurde Lederarbeitern,
die gezwungen wurden, Arbeiterkarten von der Feldarbeiterzentrale
zu löſen, geſagt, wenn ſie ſich an irgendeiner Lohnbewegung gegen
die Prinzivale beteiligten, ſo würden ſie ausgewieſen werden.
Kollege Becker möge ſich die Konſequenzen ſolches Vorgehens über-
legen. (Sehr wahrl! bei den Sozialdemokraten.

Abg. Becker-Arnsberg (Z.): Die Ausweiſungspraxis wegen ge
werkſchaftlicher Betätigung iſt in den letzten Jahren eine andere
geworden. (Lebhafter Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.
Würde man den Ausländern das Recht auf Einbürgerung geben,
ſo würde das Mißſtände herbeiführen, die wir nicht wünſchen. Des-
halb müſſen wir uns mit dem diskretionären Ermeſſen der Be-
hörden abfinden. Beifall im Zentrum.)

Abg. Molkenbuhr (Soz.):
Wegen Streikbruchs iſt noch nie ein Ausländer ausgewieſen

worden, wohl aber viele wegen Abmahnung von ſolcher Unkollegia-
lität. Wie kann alſo unſer Antrag Deutſchland mit Ueber-
ſchwemmung durch Ausländer bedrohen. Auf Ellis-Jsland werden
viele Verbrecher und unnühe Elemente zurückgewieſen, aber auch
angeworbene Streikbrecher, während bei uns die Regierung den
Streikbrecherimport organiſiert. Dem Miniſterialdirektor erwidere
ich, daß in Amerika niemals Ausländer, die jahrelang dort gelebt
und ſich nichts zuſchulden haben kommen laſſen, von der Einbürge-
rung ausgeſchloſſen werden. Die Verſicherungsgeſetze gelten wohl
im großen und ganzen auch für die Ausländer, aber vom Koalitions-
recht dürfen dieſe niemals Gebrauch machen. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten.)

Abg. v. Richthofen (ntl.): Die nord amerikaniſchen Einwande-
rungsgeſetze richten ſich gegen die Südſlawen; die können wir auch
nicht brauchen.

Abg. Sachſe (Soz.)
weiſt die Behauptung des Abg. Becker zurück, daß beim Abbruch
des Bergarbeiterſtreiks die ausländiſchen Arbeiter die Streikleitung
bedroht hätten. Die Aufregung kam nur daher, daß behauptet
wurde, die Siebener- Kommiſſion ſei von den Unternehmern be-
ſtochen worden.

Abg. Becker (3.): Eine Schmeichelei für Herrn Sachſe war das
Benehmen der Ausländer nicht.

F 7 wird in der Kommiſſionsfafſung angenommen, der ſoßzial-
demokratiſche Antrag im Hammelſprung mit 148 gegen 115 Stim-
men der Sozialdemokraten, Freiſinnigen und Polen abgelehnt.

8 7a beſtimmt, daß gegen jede Einbürgerung jeder Bundes-
ſtaat Bedenken erheben kann, worüber der Bundesrat entſcheidet.
Die Sozialdemokraten beantragen Streichung dieſer Beſtimmung,
eventuell ſollen nur die Vundesſtaaten, in denen der Betreffende
gewohnt hat, Bedenken erheben können.

Abg. Landsberg (Soz.):
Jſt denn die bisherige Freiheit der Bundesſtaaten, Ausländer

einzubürgern, dem Reich gefährlich geworden? Wenn wirklich,
wie Herr Belzer behauptete, einzelne Bundesſtaaten allzu leicht
Einbürgerungen vorgenommen haben ſollten, ſo ſtehen dem zahl-
reiche Mißbräuche in Preußen gegenüber. Die Regierung ver-
ſpricht, daß in Preußen Einbürgerungsanträge nicht mehr aus
konfeſſionellen Gründen abgelehnt werden ſollen, aber die Hand
habung des Reichsvereinsgeſetzes beweiſt, was wir von feierlichen
Regierungserklärungen zu halten haben. (Sehr wahr! bei den
Sozialdemokraten. Was nützt es da, wenn die Geſchädigten nach
langer Zeit beim Oberverwaltungsgericht Recht bekommen Was
eht es Preußen an, wenn jemand in Sachſen gelebt hat und in
ahern eingebürgert werden ſoll? Unſer Eventualantrag entſpricht

einem Ankrag des Zenkrums in der Kommiſſion, wir erwarken alſo
ſeine Annahme. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.

Abg. Numm (Wirtſch. Vg.): Die vielen Reden der Sozial
demokraten halten nur die Geſchäfte des Reichstags auf. Aus-
länder, die dem Reich ſchädlich werden könnten, ſollen nicht ein-
gebürgert werden.

Abg. Dr. Neumann-Hofer (Vpt.) ſieht in dem S 7 a eine Ein-
ſchränkung der Selbſtändigkeit der Bundesſtaaten und ſtimmt für
ſeine Perſon dem ſozialdemokratiſchen Antrag zu.

Miniſterialdirektor Lewald: Die Entſcheidung des Bundesrats
gewährleiſtet die Wahrung der Rechte der BVundesſtaaten.

Abg. Bernſtein (Soz.):
Die bisherige Einbürgerungsfreiheit der Bundesſtaaten hat

zu keinerlei Mißſtänden geführt, warum alſo dieſes Mißtrauens-
votum?

Unter Ablehnung der ſozialdemokratiſchen Anträge wird S 7 a
in der Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Nach 8 8 muß die Witwe oder geſchiedene Ehefrau eines Aus
länders, die zur Zeit ihrer Eheſchließung eine Deutſche war, auf
ihren Antrag von dem Bundesſtagt, in deſſen Gebiet ſie ſich nieder
gelaſſen hat, eingebürgert werden, wenn ſie den für den Ausländer
vorgeſchriebenen Erforderniſſen entſpricht.

Die Abgg. Albrecht (Soz.) und Genoſſen beantragen, daß
dieſe Einbürgerung auf Antrag der Frau auch ihren minder-
jährigen mit ihr in häuslicher Gemeinſchaft lebenden Kindern
gewährt werden muß.

Abg. Landsberg (Soz.):
Das Recht auf Einbürgerung, das einer ehemals Deutſchen

im S 8 gewährt wird, wird an ihre Unbeſcholtenheit gebunden; ſie
ſoll erſt ein Anſtändigkeitsatteſt beibringen. Das will unſer An-
trag beſeitigen. Weiter fordert unſer Antrag, daß die Frau auch
für ihre minderjährigen Kinder den Antrag auf Einbürgerung
ſtellen dürfen ſoll, und daß ihm Folge gegeben werden muß.

Geheimrat Caſper und Geheimrat Lewald wenden ſich gegen
den ſozialdemokratiſchen Antrag.

Er wird abgelehnt und S 8 angenommen.
8 8h beſtimmt: Ein Ausländer, der mindeſtens ein Jahr wie

in Deutſcher im Heere oder in der Marine aktiv gedient hat, muß
auf ſeinen Antrag von dem Bundesſtaate, in deſſen Gebiet er ſich
niedergelaſſen hat, eingebürgert werden, wenn er den für Aus-
länder vorgeſehenen Erforderniſſen entſpricht.

Die Abgeordneten Albrecht (Soz.) und Genoſſen beantragen,
dieſe Einſchränkung zu ſtreichen.

Abg. Landsberg (Soz.)
Auch hier handelt es ſich um eine Reihe einſchränkender Be

ſtimmungen; z. B. wird die Unbeſcholtenheit erfordert. Hat der
Betreffende im deutſchen Heere gedient, ſo muß er auch als Deut-
ſcher gelten. (Sehr richtigl bei den Sozialdemokraten.

Der Antrag Albrecht wird abgelehnt, S 8bh wird angenommen.
Abg. Hanſſen (Dane) beantragt die Einfügung eines neuen

S Sc, wonach ein Staatenloſer, der im Reichsgebiet als Kind eines
n wohnhaften mit einer Deutſchen verehelichten Ausländerin
geboren iſt, von dem Bundesſtagate ſeiner Geburt eingebürgert wer-
den muß, wenn er dies ein Jahr nach erreichter Volljährigkeit be-
antragt. Jn Nordſchleswig gibt es etwa 2000 ſolcher Staaten-
loſer, die alle im Jnland geboren ſind und deutſche Schulen beſucht
haben. Die Verfolgungen der Stagatenloſen, die früher vielfach ohne
jeden Grund ausgewieſen wurden, haben neuerdings etwas nach-
gelaſſen, aber wir haben keine Gewähr, daß ſie bei Annahme dieſes
Geſetzes nicht wieder aufgenommen wird. Eine große Anzahl
Staatenloſer ſind in Dänemark naturaliſiert worden, aber ſie, es
ſind 2000, weigern ſich, nach Dänemark zu gehen. Gerade vom
Standpunkt der Einheitlichkeit der Familie gehören dieſe Staaten
loſen nach Deutſchland. Wenn dieſe Leute auch ſtaatenlos ſind,
ſo haben ſie doch eine Heimat, die ſie nicht verlaſſen wollen, und
das iſt Nordſchleswig. Sie haben ein Naturrecht darauf, in ihrer
Heimat zu bleiben, und dies Recht ſollte man ihnen jetzt auch aus
drücklich gewähren. Damit würde den Germaniſierungsbefſtrebungen
mehr gedient als durch Gewaltmaßregeln landesfremder Beamten,
(Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.)

Geheimrat Lewald: Es handelt ſich nicht, wie es nach dieſen
Ausführungen ſcheinen könnte, um zahlreiche Mißſtände, ſondern
um ſehr wenige Fälle, die dadurch zahlreicher werden, daß ſie
immer wiederholt werden. Es iſt auch nicht richtig, daß Staaten-
leſe in Preußen nicht naturaliſiert werden; ſeit 1908 ſind 101
Staatenloſe in Nordſchleswig naturaliſiert worden. Der Antrag
Hanſſen bezieht ſich übrigens auf das ganze Reich, deshalb find
ſeine Folgen ganz unüberſehbar.

Geheimrat Klinke: Die Staatenloſigkeit in Nordſchleswig iſt
eine Folge der früheren däniſchen Geſetzgebung, die den im Aus-
land geborenen Kindern von Dänen die däniſche Staatsangehörig-
keit nicht gab. Daher muß die Frage mit Dänemark international
geregelt werden. Solche Verhandlungen ſchweben bereits. Ueber
ihren Stand kann ich nichts mitteilen, doch beſteht bei uns dex
Wunſch, dieſen Zuſtänden ein Ende zu machen.

Abg. Bernſtein (Soz.)
Der Antrag Hanſſen verlangt nichts als das einfachſte Natur-

recht. Die Regierung ſollte nicht erſt diplomatiſcher Verhandlungen
bedürfen, um dieſe 2000 Staatenloſen germaniſchen Blutes ohne
weiteres in Deutſchland aufzunehmen. Den Grundſatz der franzöſi
ſchen Revolution ſollte man bochholten: Ss iſt Unte wenn
es auch einem Einzelnen gegenüber geſchieht. (Sehr gut! den
Sozialdemokraten.) Es wäre eine Ehrenpflicht Deutſchlands, durch
einen Akt der r le e ein für allemal zu beſeitigen. (Bravol bei den Sozialdemokraten.)

Der Antrag Hanſſen wird gegen die Stimmen der Sagialdemskraten, Freiſinnigen, Polen, ehe und Dänen abgelehnt.

e ugeierggt de n ie Weiterberatung auf Freitag,
2 Uhr. orher Kurze Anfragen, nachber Interpellation ebetr. ElſaßLothringen er Jnterpelatien Fest

uß 7 Uhr.

„Kornftunct
das neuzeitliche Kaſfeegetränk Kein Bohnenkaffee)

Gebrauchsanweiſung im Pakel.
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Aus der Provinz.
Am 1. Oktober beginnt der 7. Kurſus der Parteiſchule.

Etwaige Bewerber haben einen eigenhändig geſchriebenen
Lebenslauf bis ſpäteſtens 10. Juni bei den Kreisvorſtänden der
zum Bezirk gehörigen Kreiſe einzureichen. Später eingehende
Bewerbungen können keine Berückſichtigung finden.

Der Bezirksvorſtand.

Verbandstag der Krankenkaſſen für den Bezirk
SachſenAnhalt.

Die Prüfung der Mandate hat ergeben, daß 82 Kranken-
kaſſen mit 243 000 Mitgliedern durch 180 Delegierte vertreten
ſind.

Am Montag wurde in die Beratung über: Die neuen
Satzungen für Ortskrankenkaſſen eingetreten.
Der Beratung lag ein vom Hauptverband deutſcher Kranken-
kaſſen in Dresden herausgegebener Statutenentwurf zugrunde.
Die einzelnen Paragraphen wurden von Arbeiterſekretär
Möſſinger und Rendant Schweitzer, beide aus Magde-
burg, erörtert. Es wurde hervorgehoben, daß die einzelnen
Kaſſen bei Abfaſſung ihrer Satzungen zwar nicht an den Ent
wurf gebunden ſeien, aber dies Muſterſtatut könne als maß-
gebend angeſehen werden, weil es im Einverſtändnis mit dem
Reichsverſicherungsamt herausgegeben worden ſei.

Auf Anregung einzelner Delegierten wurden an einer An-
zahl Paragraphen kleine Abänderungen vorgenommen. ür
eine Anzahl Beſtimmungen, die ſich auf die Regelung der Bei-
träge und den inneren Ausbau der Kaſſen beziehen, konnte
keine einheitliche Norm aufgeſtellt werden, da die Verhältniſſe
in den einzelnen Orten zu verſchieden ſind, doch wurde den
Kaſſen beſonders empfohlen, Beſtimmungen in die Satzungen
auf zunehmen, wonach die Verſicherten in manchen Krankheits-
fällen anſtatt Arznei Milch erhalten ſollen, wenn dies vom Arzt
angeordnet werde. Es wurden zwar Bedenken geäußert, daß
eine ſolche Beſtimmung die Finanzen der Kaſſen gefährden
könnten, doch betonten verſchiedene Redner, daß kleine Por-
tionen Milch dem Kranken unter Umſtänden beſſere Dienſte
leiſten, als große Flaſchen Arznei.

Ferner wurde den Vertretern anheim gegeben, in ihren
Kaſſen dahin zu wirken, daß bei Krankenhausverpflegung
eines Verſicherten den Angehörigen zwei Drittel des Kranken-
geldes gewährt werde. Auch ſoll nach dem Entwurf des Haupt-
verbandes für Geneſende, die in Walderholungsſtätten oder
Geneſungsheimen untergebracht ſind, auf die Dauer von drei
Wochen Krankenhilfe gewährt werden. Bemerkenswert iſt eine
Beſtimmung des Entwurfs, wonach bei Doppelverſicherung des
Kranken die Unterſtützung nicht gekürzt werden ſoll, doch ſollen
die Verſicherten verpflichtet ſein, der Kaſſenleitung Mitteilung
zu machen, welcher Zuſchußkaſſe ſie angehören und wie hoch die
Unterſtützung iſt, die ſie erhalten. Hierbei wurde beſonders be-
tont, daß der Verſicherte gerade in Krankheitsfällen zur Stär-
kung des Körpers mehr Mittel benötige, als in geſunden
Tagen.

Arbeiterſekretär Möſſinger empfahl im Jntereſſe des
ſozialen Fortſchritts den Kaſſen, neben der Wöchnerinnenunter-
ſtützung auch in den neuen Satzungen eine Fürſorge für
Schwangere auf die Dauer von ſechs Wochen vorzuſehen, auch
möchten die Kaſſen mindeſtens einen Zuſchuß für Hebammen-
dienſte oder ärztliche Geburtshilfe leiſten. Möſſinger wies
ferner darauf hin, daß es im Jntereſſe der Förderung der

Volksgeſundheit liege, wenn die Kaſſen an ſtillende Mütter ein
Stillgeld in der Höhe des halben Krankengeldes auf die Dauer
bis zu zwölf Wochen gewähren. Eine ſolche Unterſtützung ſei

ein wirkſames Mittel zur Bekämpfung der Kinderſterblichkeit.
Das Sterbegeld ſoll nach dem Entwurf mindeſtens 50 Mk. be
tragen.

Der Paragraph 34 behandelt die Familien-Unter-
ſt ütz un g. Arbeiterſekretär Möſſinger empfahl, Familien-
angehörigen nicht freie ärztliche Behandlung und Arznei, ſon
dern Barleiſtungen zu gewähren. Das ſoll in der Form ge-
ſchehen, daß, wenn Frauen und Kinder von Verſicherten er-
kranken, ſie durch einen Nachweis erbringen müſſen, daß ſie den
Arzt in Anſpruch genommen haben. Für den einzelnen Fall
ſoll dann eine Pauſchale gezahlt werden. Da die Kaſſen bei
Einführung einer Familienunterſtützung mit großen Schwie-
rigkeiten zu kämpfen haben, ſo werde eine ſolche Einrichtung

ſo führte der Redner weiter aus nicht nur eine glückliche
Löſung der Angelegenheit für den Anfang ſein, ſondern ſie
werde auch ſegensreich für die Familien der Verſicherten
wirken. Dieſer Paſſus im Statutenentwurf ſei auch eine
Schutzbeſtimmung gegen übertriebene Forderungen der Aerzte.
Jn den Kaſſen, wo die Aerzte beſcheidener mit ihren Forde-
rungen ſind, ſtehe ja der Gewährung von Arznei und freier
Behandlung nichts im Wege.

Arbeiterſekretär Möſſinger rügte beſonders, daß viele Unter-
nehmer, Arbeiter, die ſie nur für einige Tage, aber regelmäßig
in der Woche beſchäftigen, nicht zur Krankenkaſſe anmeldeten,
indem dieſe Perſonen als un ſtändige Arbeiter bezeich-
net werden. Dadurch werden aber die Ortskaſſen belaſtet und
dieſe hätten alle Urſache, gegen ſolche Manipulationen zu pro-
teſtieren.

Nach dem vom Hauptverband herausgegebenen Statutenent-
wurf und den Abänderungsvorſchlägen des Vorſtandes ſoll der
Vorſtand einer Kaſſe aus ſechs Arbeitnehmer- und drei
Arbeitgeberbeiſitzern zu ſammengeſetzt ſein. Auch ſoll die Kaſſe
den Vorſtandsmitgliedern Sitzungsgelder gewähren. Ferner
wird empfohlen, in den Ausſchuß der Kaſſe, der im Jahre min-
deſtens zwei Sitzungen abhalten ſoll, nicht mehr als 90 Mit
glieder zu wählen. Um zu verhindern, daß die kleinen Ge-
werbetreibenden nicht von großen Betriebsunternehmern im
Ausſchuß überſtimmt werden, ſoll kein Arbeitgeber mehr als
30 Stimmen haben. Der Vorſtand ſchlägt vor, bei den Wahlen
das Syſtem der ſtreng gebundenen Liſten einzuführen. Jnfolge
der hohen Bedeutung dieſer Wahlen werde die Beteiligung ſehr
groß ſein. Arbeiterſekretär Möſſinger richtet zum Schluß den
Appell an die Delegierten, dafür Sorge zu tragen, daß die neu
zu ſchaffenden Statuten, trotz der Beſchränkungen, die uns die
Reichsverſicherungsordnung auferlege, Muſterſatzungen zum
Segen der Verficherten werden möchten.

Der Vorſitzende Brandes gab dann noch bekannt, daß die zu
empfehlenden Abänderungen am bekanntgegebenen Statuten-

entwurf den Kaſſen noch ſchriftlich zugeſtellt werden ſollen.
Geſchäftliches. Der Verbandstag beſchloß, die Allg.

Ortskrankenkaſſe Magdeburg wieder auf ein Jahr mit der Füh-
rung der Geſchäfte des Verbandes zu beauftragen. Ferner
wurden gewählt: Brandes als 1. und Kleeis als 2. Vorſitzender,

Liebſcher und Dietlein als Arbeitgeberbeiſitzer und Drechſler,
'Wilke, Gründler und Brundert als Arbeiterbeiſitzer. Die
nächſte Generalverſammlung fi Deſſau ſtatt.

Am Schluß der Verhandlun der Vorſitzende Brandes
noch einmal auf die Notwendi hin, für einen beſſeren Zu-
ſammenſchluß der Kaſſen Sorge zu tragen. Den Vertretern

Wimmelburg.

ſeien die notwendigen Jnformationen erteilt worden, wie ſie
die Satzungen fortſchrittlich ausbauen könnten. Auf der näch
ſten Generalverſammlung werde man Grund der gemachten
Erfahrungen über die Mängel und r diskutieren müſſen,
die die Reichsverſicherungsordnung den Kaſſen gebracht habe.
Brandes dankte dann den Erfurter Vertretern für den freund
lichen Empfang und rief den Delegierten ein frohes Wieder
ſehen in Deſſau zu. Gegen 2 Uhr waren die Beratungen be
endet.

Die Delegierten nahmen am Nachmittag, einer Einladung
des Rendanten Goldammer folgend, eine Beſichtigung der
Erfurter Walderholungsſtätte vor.

Delitzſch. Städteſches Freibad. Laut Bekannt-
machung iſt das ſtädtiſche Freibad an der Elberitzmühle bereits
eröffnet worden. Die Dauer eines Bades iſt einſchließlich des
Aus und Ankleidens auf höchſtens 34 Stunden feſtgeſetzt. Die
Badepreiſe ſind die folgenden: Dauerkarten für die ganze
Badezeit bei Benutzung einer Eingelzelle 5,50 Mk., ohne Be
nutzung einer ſolchen 2,75 Mk. Dauerkarten für einen Monat
bei Benutzung einer Einzelzelle 1,75 Mk., ohne Benutzung einer
ſolchen 1 Mk. Einzelkarten unter Benutzung einer Einzelzelle
20 Pf., ohne Benutzung einer ſolchen 10 Pf. Einzelkarten für
Arbeiter nach 6 Uhr abends 5 Pf. h Perſonen unter
16 Jahren ſind die Preiſe wie folgt: Dauerkarten für die
ganze Badezeit mit Benutzung einer Einzelzelle 3 Mk., ohne
eine ſolche 1,50 Mk. Dauerkarten für einen Monat mit Be
nutzung einer Einzelzelle 1,650 Mk., ohne eine ſolche 75 Pf.
Einzelkarten bei Benutzung einer Einzelzelle 15 Pf., ohne Be
nutzung einer ſolchen 5 Pf. Die Dauerkarten werden im Rat-
haus, Zimmer Nr. 14, vormittags von 8--1 Uhr, ausgeſtellt.

Bitterfeld. Aus dem Stadtparlament. Zur Be
ratung ſtand das abgeänderte Ortsſtatut betreffend die haus-
wirtſchaftliche Pflichtfortbildungsſchule für Mädchen. Für den
Kochkurſus im dritten Jahre iſt ein Schulgeld von 15 Mk. zu
bezelhlen, was gleich den Koſten für das Eſſen der 60 ſtatt
findenden Kochabende iſt. Genoſſe Menzel beantragte, daß
der Kurſus ebenfalls frei ſein oder nur 10 Mk. erhoben werden
ſollten. Die Stadtv. Arnold, Ude, Knauth, Franke und
Dr. Thon äußerten ſich dahin, daß wenn die Mädchen den Nach-
weis bringen, einen oder den andern Kurſus mit Erfolg durch
gemacht zu baben, von den Beſuch der Schule entbunden
werden. Dann beantragte Stadtv. Ude noch, daß die Vorlage
einer Kommiſſion überwieſen werde. Genoſſe Menzel wendete
ſich ſcharf dagegen, da es den Anſchein habe, als ob die Vorlage
verſchleppt werden ſollte, weil mal etwas für die minderbemit-
telten Klaſſen geſchaffen nerden ſolle. Hiergegen verwahrten
ſich die Stadtb. Ude und Knauth und betonen, daß ſie min-
deſtens ſoviel für die Unbemittelten getan hätten, als unſere
Fraktion. Wie war es bei der Frage des Gewerbegerichts?
Einen Abänderungsantrag ſtellte Stadtv. Wohlrabe, dahin-
gehend, daß das Schulkuratorium und der Schulleiter nach
Vorlegung von Zeugniſſen die Mädchen von einem oder dem
andern Kurſus befreien könnte, aber nicht vom Beſuch der
Schule. Der Antrag wurde mit 13 gegen die Stimmen unſerer
Genoſſen angenommen und die Geſamtvorlage darauf einſtim-
mig genehmigt. Der Verpachtung von Gras- und Obſt-
nutzungen wurde zugeſtimmt. Genoſſe Stammer und Stadt-
verordneter Schönbrodt wurden zur Prüfung der Legatenkaſſen
für 1912 gewählt, ebenfalls Genoſſe Menzel und Stadtv.
Schenke zur Prüfung der Serviskaſſe. Hierauf folgten einige
Berichte über die Freiwillige Feuerwehr vom Rechnungsjahre
1912 und vom Fleiſchbeſchauamt vom 1. Januar bis 30. April.
Einen intereſſanten Bericht gab der Vorſteher über den Städte-
tag in Berlin, und war es bedauerlich, daß einige Stadtver-
ordnete nicht anweſend waren und einige den Sitzungsſaal
vorher verlaſſen hatten. Jn geſchloſſener Sitzung wurde einem

Neue Welt 15 zum Preiſe von 6500 Mk. zuge-
timmt.

Landsberg. Gründung eines Arbeitergeſang-
vereins. Eine Anzahl ſangesfreudiger Genoſſen wollen
für Landsberg und Umgegend einen Arbeitergeſangverein
gründen. Es findet deshalb am Sonnabend, den 31. Mai,
abends 8 Uhr, eine Verſammlung im Ratskeller ſtatt, zu der
alle Arbeiter hiermit eingeladen werden.

Holzweißig. Schlecht gelohnte Gutmütigkeit.
Vor der Halleſchen Strafkammer wurde hinter verſchloſſenen
Türen verhandelt gegen eine junge Schloſſersfrau aus Holz-
weißig, die wegen Beihilfe zur verſuchten Abtreibung ange-
klagt war. Die Angeklagte hatte einer Nachbarin aus Gut-
mütigkeit unerlaubte Dienſte geleiſtet. Jhre Gefälligkeit muß
ſie nun mit zwei Monaten Gefängnis büßen.

Eilenburg. Jn der Muldeertrunken. Am Donners-
tag nachmittag ertrank der fünfjährige Sohn der Witwe Kunat,
hier Rinkartſtraße wohnhaft. Jedenfalls iſt der Junge aus
geglitten und in die Mulde gefallen, denn die jhn begleitende
Schweſter kann nicht einmal Beſtimmtes ausſagen.

Düben. Nach 5 Monaten als Leiche aufgefun-
den. Der Sohn des lange Jahre hier amtierenden Lehrers
Marbi tz, ein Student, der ſeit den Weihnachtsferien vermißt
wird, wurde jetzt in einer Schneegrube unterhalb der Rieſen-
baude aufgefunden. Der junge Mann hatte eine Winterreiſe
nach dem Rieſengéebirge unternommen und iſt anſcheinend im
Schneeſturm umgekommen.

Freyburg. Obſtbaumſchäden. Durch das Auftreten
der ſogen. Obſtiſpanner wird in den Obſtplantagen vielfacher
Schaden angerichtet. An der Hennenſtraße nach Freyburg ſind
ſämtliche Pflaumenbäume kahl gefreſſen. Eine Privatplantage

Obſtbäumen erfuhr in derſelben Gegend das gleiche
Schickt al.

Eisleben. Wenig Hoffnung auf das Gelingen ſeines
Planes ſcheint ein unbekannter Einſender zu haben, der in der
zeichen Preſſe zur Gründung eines Verkehrsvexreins auf-
fordert.
Vereins auf, ihre Adreſſe den Schriftleitungen der örtlichen
Zeitungen mitzuteilen. Die Anregung hat alle ſchreibluſtigen
Mannen der Stadt auf den Plan gebracht, indem jeder ſeine
Weisheit auskramt, damit der Verein, der die ſchlechte Ge-
ſchäftslage der Stadt beſeitigen ſoll, zuſtande kommt. Beſon
ders ein Einſender hat es mit den Anmeldungen ſehr eilig,
denn der naive Mann frägt an, ob die Annahmeſtellen auch
telephoniſche Beitrittserklärungen annehmen. Jm Jntereſſe
der Stadt und der Geſchäftsleute wäre es wirklich zu wünſchen,
daß das Erwerbsleben geſteigert würde, ob es mit Hilfe des
Telephons möglich iſt, erſcheint uns ſehr zweifelhaft. Die
ganze Angelegenheit zeigt wieder, wie die Lokalpatrioten die
53Oeffentlichkeit ſcheuen und ſelbſt nicht den Mut haben, durch
perſönliche Arbeit etwas zuwege zu bringen. Echt mans-
feldiſch!

Erdeborn. Steinſetzer-Ausſperrung. Der Stein-
ſetzunternehmer Weihmann in Erdeborn hat ohne Grund
und dem Tarifvertrag zuwider alle organiſierten Steinſetzer
aus geſperrt. Ob die Ausſperrung von dritter Seite ver-
anlaßt iſt, wird die Unterſuchung ergeben. Die Firma iſt bis
auf weiteres von der Bezirksleitung des Verbandes der Stein-
ſetzer, Pflaſterer und Berufsgenoſſen Deutſchlands geſperrt.

Folgen der Autoraſerei? Am Mitt-
woch ereignete ſich hier ein Unglücksfall, der mit dem Tode des
Verletzten endete. Kinder fanden im Chauſſeegraben einen
ſchwer verwundeten Mann, derx, ſo wird vermutet, von einem
Automobil überfahren worden iſt. Der tödlich Verunglückte
wurde in das ſtädtiſche Krankenhaus nach Eisleben überführt,
wo er operiert wurde. Leider war es trotz der Kunſt des
Arztes nicht möglich, den Verunglückten am Leben zu erhalten,
denn einige Zeit nach der erfolgten Operation verſtarb der
Mann. Vorher hatte er jedoch noch ſoviel Kraft, um anzu-
geben, daß er Julius Koppelmann heißt und Arbeiter iſt,
Das Alter des Toten wird auf 50 Jahre geſchätzt. Ob der Tode

Der Anonhmus fordert alle Freunde eines ſolchen

von einem Automobil überfahren und von den Jn-
ſaſſen hilflos liegen gelaſſen worden iſt, kann nun nicht mehr
einwandfrei feſtgeſtellt werden, da bekanntlich die „feinen Herr
ſchaften nicht ſoviel Mut haben, ihre Tat einzugeſtehen.

wirkli

Alsleben. Richtigſtellun S Kürzlich berichteten wir,
daß ſich der Steinarbeiter Karl Schreiber aus unbekannten
Gründen in der Saale ertränkt habe. Die Nachricht iſt falſch,
denn der angebliche Selbſtmörder hat gar nicht daran gedacht,
in die Saale zu gehen.

uſen. Schamlos! Eine Gefühlsroheit ſonder-Sangerhagleichen tut ſich in einem Artikel der Kyffh.-Ztg.: Der Krieg
und die Wertſchätzung des Lebens, kund. Der Grundgedanke
desſelben iſt, daß der Krieg deshalb als etwas Schreckliches
und Entſetzliches angeſehen wird, weil er viele Menſchenleben
ſchädigt und vernichtet, daß aber die Zahl der Menſchen, die
alljährlich im Frieden gewaltſamen Todes ſterben, nicht minder
erſchreckend groß ſei, ſo daß ſie ſich mit den Ridten blutiger
Kriege vergleichen läßt. Nun tritt der Artikelſchreiber aber
nicht etwa dafür ein, Vorkehrungen zu treffen, die die vielen
Verluſte an Menſchenleben im Frieden unmöglich machen, ſon-
dern er ſucht im Hinblick auf dieſe Tatſache den
Krieg zu beſchönigen, und zwar folgendermaßen „Wer
den Krieg darum ſo grauenhaft und abſcheulich findet, weil er
den Tod vieler Menſchen herbeiführt, der ſollte nicht nur be-
denken, daß das gleiche bei den Arbeitern und dem Verkehr des
Friedens, in Bergwerken, Fabriken und auf Bauten, im Eiſen
bahn und Schiffahrtsbetriebe jahraus, jahrein ſtattfindet, ſon
dern vornehmlich auch beachten, daß, was an Menſchenleben
der Krieg koſtet zum Beſten der Geſamtheit Red.),
des Staates, des Volkes, des Vaterlandes geopfert wird.“

Es gehört ein beiſpielloſer Zynismus dazu, aus den unver-
hältnismäßig vielen Betriebsunfällen noch Kapital für den
Krieg ſchlagen zu wollen. Jeder wahre Menſchen und Vater
landsfreund muß doch in erſter Linie danach trachten, daß die
Unfälle ſich bedeutend vermindern. Wenn ſie auch nicht gänz-
lich zu vermeiden ſein werden, ſo ſteht doch feſt, daß noch ein
ſehr großer Teil der Unfälle auf Antreiberei, ungenügende
Schutzvorrichtungen uſw. zurückzuführen ſind, woraus folgt,
daß die Zahl der Unfälle noch ganz bedeutend reduziert werden
kann. Aber noch eins iſt an dem Artikel bemerkenswert, näm-
lich, daß hier die großen Verheerungen, die durch Unglücksfälle
in der Arbeiterſchaft angerichtet werden, offen zugegeben
werden. Gewöhnlich geht man ja auf konſervativer Seite über
dieſe Tatſache kühl hinweg. Und auch in dem angezogenen
Artikel iſt wohl dieſe Offenheit nur dem blinden Eifer, den
Krieg zu verteidigen, zuzuſchreiben. Viele Arbeiter verun-
glücken aber nicht tödlich, ſondern bleiben lebenslänglich Krüp-
pel, als welche ſie dann Gelegenheit haben wie die Vete-
ranen den „Segen“ der Fürſorge des Vaterlandes zu ge
nießen. Aus all dieſem geht hervor, zu welchen Gefühlsroheiten
man auf bürgerlicher Seite ſchon gekommen iſt, um den Krieg
zu verteidigen. Und das nennt ſich dann Chriſtentum.

Pröſen. Aus dem Gemeindeparlament. Jn letzter
Zeit fanden kurz hintereinander zwei Sitzungen der Gemeinde
vertreter ſtatt. Jn der erſten wurden die Anſchläge zur Repa-
ratur in der Wohnung des Hauptlehrers Pöſchel entgegen ge-
nommen und die Arbeit an den Mindeſtfordernden, ald
Theuring, vergeben eingegangen waren vier Koſtenanſchläge.
Wegen der Vernichtung der Kadaver gefallener Tiere wurde
beſchloſſen, von den Abdeckern Mühlbergs und Liebenwerdas
Bedingungen einzufordern. Durch Ortsſtatut ſind die an
liegenden Beſitzer verpflichtet, für die Reinigung der Dorf-
ſtraße zu ſorgen. Zum Schluß wurden als Kaiſerſpende 12 Mk.
gegen die Stimmen unſerer Genoſſen bewilligt. Zur Rech
nungsprüfung wurden gewählt Rößger, Karſch, Bock, Thäre,
Richter und Poppe, die drei letzten als Nichtvertreter. Zur
zweiten Sitzung waren der Schulvorſtand und ſämtliche Leh
rer geladen und auch erſchienen, mit Ausnahme des Herrn
Paſtors und der Lehrer Maring und Spohn. Es wurde be
ſchloſſen, das Kinderfeſt am 22. Juni abzuhalten. Die Platz
frage mußte zurückgeſtellt werden, da der von dem Gutsbeſitzer
Schneider geforderte Preis für ſeine Wieſe zu hoch erſchien,
Jedes Kind zahlt 50 Pf. Beitrag, außerdem ſollen noch frei-
willige Beiträge geſammelt werden. 20 Mk. werden aus der
Gemeindekaſſe bewilligt. Zum Geſchenkeinkaufen werden ge
wählt Karſch als Vertreter derGemeinde, Prüfer vom Schul-
vorſtand und Herr Hauptlehrer Pöſchel. Belege und Rech-
nungen ſind der Vertretung vorzulegen. Von den Abdeckerei-
beſitzern Mühlbergs waren Verträge eingegangen es wurde
beſchloſſen, mit Liebenwerda in mündliche Verhandlungen ein
zutreten und wenn möglich, abzuſchließen. Ein Zwiſchenfall
zwiſchen dem Gemeindevorſtand und einem Vertreter der
zweiten Klaſſe zeigte, wie notwendig es iſt. einmal eine Ge-
ſchäftsordnung zu ſchaffen.

Vereine und Verſammlungen.
Annavurg. Sonntag, den 1. Juni, nachmittags 2 Uhr,

im Parteilokal Mitgliederver ſammlung des Sozialdemokra-
tiſchen Vereins. Tagesordnung: 50 Jahre Arbeiterbewegung,
Anträge zum Kreistag, Wahl der Delegierten. Es find zu
dieſer Verſammlung auch alle Gewerkſchaftsmitglieder über
18 Jahren eingeladen. Auch iſt pünktliches Erſcheinen not-
wendig, da das Zimmer nachher wieder beſetzt iſt.

Gleſien. Mittwoch, den 4. Juni, findet eine Kartellſitzung
ſtatt. Der wichtigen Tagesordnung wegen müſſen nicht nur
ſämtliche Delegierten, ſondern auch die vom Vorſtand geladenen
Mitglieder des Land-, Fabrik und Holzarbeiterverbandes er
ſcheinen. Jeden Sonnabend vor dem 15. eines jeden Monats
iſt Mitgliederverſammlung des Sozialdemofratiſchen Vereins.
„Kötſcha u. Morgen, Sonnabend, abends 19 Uhr, findet

eine wichtige Parteiverſammlung ſtatt. Außer dem Vortrag
des Genoſſen Dreſcher über das Parteiprogramm finden die
Neuwahlen der Diſtriktsleitung ſtatt, desgleichen wird der
Jahresbericht gegeben. Außerdem wird ſich dieſe Verſammlung
mit dem am 6. Juli ſtattfindenden Kreistag beſchäftigen.
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Apollo Theater.
wugmn, Ein Henſations- Gaſtſpiel allererſten Ranges!
Der Monopolſilm der italieniſchen Cines- Aktien Geſellſchaft in

„Qu o Vnach dem gleichnamigen, berühmten Roman von Henryk Sienkiewier,
6 Akte, aus der Zeit der Chriſtenverfolgung in Rom unter Nero.

n s Filmdrama aIIer Zeiten

V Blatzrheoims Abschied
Sonnabend letster und Benetiz-Abena

Blatzheim mit den tollsten Schlagern!

i an Winter- Tymlans!

Schönere Herren-
Anzüge

finden Sie nirgends. Zum Vetr-
kauf kommen nur erstklassige
Fabrikate, fesch im Schnitt, inbraunen, grünen, biauen un
grauen modernen Farbentönen,

in reichhaftiger Auswahl.

e
Als Ersatz für Massanfertigung.

e be leChioe Anzäge fär junge Herren
Grobstadtgeschmack,
mod. 2reih. Formen,kür Jüngüingegröseen M. 7.50 18.00

für Burschengrössen M. 10.50 32. 00

3

n fff ff 7
U n h J W ei We S SM
a ne u haunNeuheit der Sommer-Saison:

Grau marengo Jackett u. Weste, a.
als Cutaway, v. 19.50, 24.00, 28. 50 M.
dazu gestrelfte Hosen, mit u. ohne
Umschlag 6.50, 8. bo, 12.50 M.

Borener Mäntel. Wetter Peleruen. Genug
r eeeeaeeeeeeeeereeereeeeeeese rvWWLeichte Sommer- -Kleidung:

Wasch-Joppen, LUster-dacketts, Loden-dJoppen,
Bast- Jacketts und -Anzäge, Tennis-Hosen,

Wasch- Woesten, Woesten-Gurte, Sport-Kragen.

Als Mitglied des Rab. Sp. -V. 5 Proz. in Marken.

Julfus Hammerschlag
36 Gr. Ulrichstrasse 36, nahe der Aen Promengge.

AaKulatua

r Länge des Film 2400 Meter. Vorführungsdauer 2 Stunden.u Veber 1000 Mitwirkende, darunter die besten römischen Schauspieler.

B erliner Cines Palaſt“, im Zhegtep Groß Berlin zu Berlin, in Köln. Dresden, Leipzig. Frankfurt a. M., hunderte von Aufführungen.

Veberali Tagesgespräch e
Zauxtizenen: Ein Kaſserliches Prunkmahl. Jn den Katakomben. Der Brand von Rom

In ZFirkus Raximnus. Nero's Tod.
n.

zu haben in der GSonossonsonees Bund ot, u

III Apol- an 3K5na vggle n Fagt, m 5 9 S 7
225 5 Altrenommiertes, urgemütliches Bier und Spetſelokal.Demimonde Kloino Miawsstr. 7. rel. 248.

Ab I. Juni täglich! Sonntags 8 Uhr! 1832 e en eAlerander DumasSo m an z anS Ellen Roland z Die Perleberger.
Eretklassige UVnterhaftung.Winter-Tymlans S hicheſge, en alten zeräne Mlttag- Edenſterfe.,

ei Störung u. UnregelHumoristen! Sänger und Schauspieler! v II nach r esslers Ber e
Bisher unerreicht, einzig in Deutschland!u In Bomben- Programm ceen H Guhen Küuſler KumertW. 2. bedout. herabges. Preis

Rossſieſsen ne u
d Wurſtwaren. alles ſ. Freundlichſt ladet ein Fam ene e

S D727 2 v einu. h wollen, tragen Sie Lorenz Stiefele Gross. Sommer- VerkaufPulver M., Tropfen

azzserord sztli rm A2222 b anf 22222 W 22227Fosist a n ich a r i onund reichhaltiger als in den vergangenen Jahren. Fode
vom einfacheten, billigsten Genre ateigend, in den he roten 714

e (Saale), Mittelqualitäten bis zu den feinsten Nenheiten, ist eorticrachkvorto Ich offeriere:a e fernen ſänünſeteſf ſang n ſern rn

Glauchaer Ballsäle
Lerchenfeldstrasse 14.

Sonnabend den 31. Mai, abends 8 Uhr:

Gr Früh ſahrsb alder Wagenbaueor- Krankenkasse.
Sonntag von vorm. II Vbr an

Grosses Preis ogeln.Nur gute Haushkaltangs-CGegenstän a e mit u. ohne 3 erby h r u. 75 r 7 u.Im grossen Saale von nachmittags 4 Uhr an Finn d h bin gern bereit, M. 5 u. 4 5 6 M. 7 8 10
z t röve en.Gröb el, ne

e e hwarz und farbi mit u. ohne Lackk., Derby und o billgetRogsfleigen. x J u 79 ge Sanduen a
Bee Woche Wage E. 50an J Auseerdem meine Spezial-Preislagen: M. o 1050 1250 14 18

Ferd. Lorenz,

Arheitor-Samariter- Bund
Im kleinen Saal von abenäs 8 Uhr an:

1322 Der bekannte Fumorist

z Gustav Müller s(Mitglied der Florian-Sänger).
Nachmittags, bei gutem Wetter: Garten- Konzert.

Freundlichst laden ein Fr. Sachso und Frau

Hamsterfelle Frische Knleckeler
kaufen Gebr. Da r Speriat- Groß eſchäſt.a Figherrian e 2 i e

Reflatrasse 10. 1

Eleg. rad m. Fr. zu
k, el. 4, U290

e
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olzarbeiter-Verband, Halle. 7 Sei telephoniſchen
Sonnabend den 31. Mai, abends 8!/2 Uhr, 2im kleinen Saal des Volkspark, Burgſtr. 27: Anfragen Uſw.

welche die Junſeraten- Annahme
oder die Expedition, Druckerei
des Volksblattes ſowie diee erver Scl mm Un r Volksduchhandlung betreffen,
iſt nur die Fernſprechnummer

T agesordnung: r 1047an benutzen.
1. Die Arbeitsnachweisfrage.Antrag auf AusgeſtenertenUnterſtützung. noch immer auf alle farbigen Schuhworen
Verbandsangelegenheiten und Verſchiedenes. wer dagegen mit der RedaktionUm pi inktliches und zahlreiches Erſcheinen erſucht 1329 e e äh ere-

Die Ortsverwaltung. nummere 238.
3An nan I

Ritt Jn- itterptr s haber: P. Hemer, str. 16.
Sonnabend und Sonntag

t Rummeil!
ladet freundlichſt ein

Bernh. Reuschel (Henry). Ge- F1337 ſchäftsführer.

Ruckstcke er ing
Kinder, gut u. billig, 1335
C. F. Ritter,

(ohant d Jod ung ernennen I b in ber.
fiſiale Halle (Saale).Sonntag den 1, Juni 1913, nachm. 4 Uhr, im Volksvarn:

ſage M ch 4 TJagelMhledervernnm
Tages r nung 36Aufnahme neuer Mitglieder. 2. Bericht der Ratteldelegierien,

obolbei: räge der Hilfsarbeiter 4. Gewertſchaftliches.

Einer zahlreichen Betei ligung ſieht entgegen Der Vorstanden n Mrankentawe Gruncdstein z. Einigkelt.

Sonntag, den 1. Juni, vorm. 11 Uhr, im

e Versammlung. S

4

gesordnung: Berichterſtattung von der ſtattgefundeneneralverſamminng in München. 2. Verſchiedenes.
W hege n dieſer wichtigen Tages ordnung erſuchen wir die Mitglieder

dri ngend, recht zahlreich zu erſcheinen

1321 Die örtliche Verwaltung.S Kodvumverein fhy Querturt Und Urne e ne
e mr e kluemaschinene im Lokale des Herrn Köhler, Schloßbrücke: p iel in großer Auswaohl, zu ſest von verſchiedener Syſteme,

Generals rs arm U n9 a der Fabrik aufgestellten Preisen. Bogen 20 Pfg.
gesordnung:Halhighrebrrie, 2 Zeche rage-

*702 er Vorſtand. H. Heinze. W. Kayſer Leberecht.

„„Sportklub 1909,Sonntag, den I. Juni, im Gasthof 2zu worm t z ne

Grosses Kränzchen.

v J
r v n

Auxllkalmittel gegen
Anfang nachm. 4 Uhr. Anfang nachm. 4 Uhr. Sie s5peisen qui, appetitlich z

i 22 t T tagen SoschattS W anzen Freunde und Sportkollegen herzlich willkommen. Der Vorstand. und preiswertim eigenen Heim otazigsto 5

a. deren Brut S z der Halleschen Arbeiterschoff.Mut an S Burgschlösschen Burgt Rudewell n
allein echt bei z vwohlschmechender, quter J lich.

Max Zädler Sonntag den I. Juni er. nachmittags 4 Vnr: r Wverbunden M j chr Kränzche mit Kaninchen -Verlosung z ittagstis T W Web5 re des Kaninchenzüehter. Vereins Radewell. o en 50 v. un I rya Be gäneti te veiegenben.

e r V e z z feine getragene SvTurMereſn kichte, Modtendon u. III Wasen Getase,

Sonntag, en Juni *709 dauerhaft r C gerbeſah h
P omsevfeft en ehe Be e e nm Umzug, Schauturnen, Tombola, Preißſchießen und -kegeln. n e kg nachdem dieseſpen aut Beste hergestenit md. 5 t

x m. Deckel v n, zHierzu ladet ergebenſt ein Der Vorſtand. Schöpfſaper, Stück 60, 75, 90 v zu enorm hiligen preisen S
Rötieherei Se hiershor I. a erbalten. J w„Lindenhof“ Delſitzseh. J drluz: Getragene Carterobe

Sonntag den 1. Juni: v S glNovte Grosses Hammeſ- Auskegein. Auf Telzanung t r h h n
0

m

Von abends Brillanten, Tafelaufſätze, Näh- Vonats-Anzüage, vie nen. 51s ihr an Kränzchen. 7osmaſchinen. photographiſche und ehe 2 2Freunde und Gönner ladet freundlichſt ein s Apparate, ſowie ſämtliche l fiDer Kegelldub REinigkeit“. uſik Jnſtrumente, chirme, Frühjahr Plet, teils 3 eide G 2 haReſte in allen Farben und iche, Steppdecken. 175 Frähjanrn-Otor, i 12 14 1 ri i r V ſ. fhiele aiamistr. 7. Finreine Hosen, Westen, Jaoketts spotthng.Na Fracks d Gesellschafta-A leihweis 75 tAuſtern in großer Rengeſſ Sanitas- Bad Sr. m ein evorrätig e e h e en e r e e2 e ;3273 312 o W 0 elegan eLicht-, Dampf- und medizinische Bäder, o Fe neue oder getragene umgetauseht. ziell grosses Lager

m weiten Sachen für Korpulent 80Roerdöder Von Schmiedeberger-Hoor, annenbäder, Doucheröume. aDamen- und Herren- Abteilung. von ausgekämmten Haar In neuen Garcderoben für Herren und I üng M4 S Der Bader für sämtliche Krankenkassen. ertigt unter Garantie gut und nterbalten wir ebenfal-4 billig an Wilhelm Dressler, h enormes Lager, welche wir durch ständigen rn w. a ſia Friſeur, Kl. Ulrichſtr. 182. [1071 r m e fadelhaft bilßgen Preigen T. S Fh a der hohen on zu geII P 2 Wer av v e prima Wurstwaren Gutschein! Dieses Inserat des „Volksblatts wird a
an. XMichel S I eſſen will, bemühe ſich nach beim Einkauf von 20 Mark anSchleifweg 7 zu Rüller. 123 ausnahms weise alt De 1. 00 ar T u Zahng S

r Sonnabend 3z u 0 m 7 III T 77 47z à 3 gr. Taben Bartwichse 25 Pf. Bayrum Flasche 50 Pf.Mi chel m Brikets Polizeiverordnung. 2 Stangen Harzpomade. 15 P Franzbranntwein 50 Pf. ne

r Auf Grund der S 5, 6 i 157 3 Fl. Klettenwurzelöl 25 Pf. Birkenbalsam 685 Pf. 5 ſdes Geſetzes üher die Polizei-3 4 Briefe Heftpflaster 10 Pf. Kopfwaschpulver, 3 Beut. 40 Pf. g0Jan r r Verwaltung vom r 1850 i 3 Schachteln Lanolin 20 Pf. j Sommersproesencreme, Dose 1 en

h r roduktion V n und der s 143 und 144 des Ge- ies pro h a3090ons *7 bes über die allgemeine Landes empfiehlt Parfümerje Moderne“ u
Naent r Halieeechen Kohlen- und Rrikett Kontor I r vom 30. el men z p 7 99 9 7Merseburgerstrasse, Feke Schmiedstr. Tel. 3939 wird mit Zuſtimmung des Magi-je tzt 7 p x e e 75 i r r e der ſtrats folgendes verordnet: Poststrasse J an Leipiger Curm. 1334 J

ei nahme von 50 entnern S vwro entner trei Gelass h n aÜ m m Hutnadeln ſind an öffentlichen 7Orten derart verwahrt zu tragen,d inoleum-Reste a e ör. Ulrieh.u fährdet oder beſchädigt werden 4207 voUrichstt Isge große Poſten, bis zur Hälfte des regulären Preiſes. können. gtragge 3t. ſp
„Neues Theater. linoleum-Laden, Köhigetrasse 18. Zuwiderhandlungen hiergegen Anerkannt denkbar beste Bezugsquelle für r

F. ſ 275 Fernſprecher 8114. I werden mit Geldſtrafe bis zu 30M.,9 r Fernſprecher 8114 1275 Fernſp cAuf irma und im Unvermögensfalle mit ent- Gele nheits h k wHausnummer Photographie Benchkert, i Mrehender d x wraſt 8e es Ccienke ſe

Gi 3 imaber Otto Rödiger, 29 deſitte genau zu achten. Gegründet 1856 29 Gr. Urichtrasse 29. Gegründet 1856. am Sentehgrerdu n tet 23 jeder Art. ſe
Preise für Glanzbider: Preise für Matthüder: lich 8 Kraft. r re enMitglied 12 Visit Mk. an 12 Visit 4.50 MK. an ichung in Kra 5 ohne Ausnahme P üldes Rabatt Spar- Vereins 12 Kabinett 6. Mk. an 12 Kabinett 8. Mk. an Halle, den 24. Mai 1913. jedes Stück

5 9 R v tt 12 Viktoria 4.25 Mk. an 12 W iktoria S. 75 Mk. an Die S Wo w1347 Kahvatt. in bekannt tadelloser Ausführung unä Haltharkeit. J. V. v. Holly. di
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